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Das Wichtigste in Kürze 

 

Die NRW-Industrie wird auch in den kommenden zehn Jah-

ren noch in erheblichem Umfang auf die Gewinnung des 

Primärrohstoffs Kies und Sand angewiesen sein. Die anste-

henden Infrastrukturinvestitionen und der große Wohn-

raumbedarf werden dabei auch künftig für eine hohe Bau-

rohstoffnachfrage sorgen. Das ist das Ergebnis des vorlie-

genden ersten Berichts im Rahmen der Studienreihe „Roh-

stoffmonitoring“, der aufzeigt, wie sich die Nachfrage nach 

Kies und Sand und die heimische Gewinnung dieses Pri-

märrohstoffs künftig entwickeln wird. 

Die Gewinnung von Kies und Sand lag in NRW im Basisjahr 

2022 bei 58,1 Mio. t (einschließlich von zwei Dritteln der Ge-

winnung von präquartärem Kies und Sand, der in der Bau-

industrie eingesetzt wird). Für die Projektion bis zum Jahr 

2035 wurden drei gesamtwirtschaftliche Szenarien gebildet, 

eine obere, eine mittlere und eine untere Variante. 2035 

wird die Gewinnung der Projektion zufolge in der oberen 

Variante 57,5 Mio. t betragen, 0,6 Mio. t unter dem Niveau 

im Jahr 2022 (-1%), in der mittleren 53,4 Mio. t (-8%) und in 

der unteren 48,9 Mio. t (-16%). 

Auf dieser Basis wird in Hinblick auf den künftigen Bedarf 

an Kies und Sand ein Degressionsfaktor abgeleitet, für den 

die mittlere Variante der Szenarien maßgebend ist. Sie ori-

entiert sich an der Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 

Produktionspotenzials bei Normalauslastung der Produkti-

onsfaktoren, da deren Eintreten als am wahrscheinlichsten 

anzusehen ist. Der Faktor liegt bei -0,6% p.a., d.h. der Be-

darf an Kies und Sand geht um durchschnittlich 0,6% p.a. 

zurück. Dafür sind folgende Faktoren ausschlaggebend: 

• Das BIP steigt in der mittleren Variante in NRW 

von 2022 bis 2035 um 0,4% p.a., das Bauvolu-

men im Hochbau um 1,0% p.a. und im Tiefbau um 

2,1% p.a. Ohne Berücksichtigung weiterer Ein-

flussfaktoren steigt dadurch die Nachfrage nach 

Kies und Sand um ca. 10 Mio. t. 

• Zu den gegenläufigen Faktoren zählt die zu erwar-

tende Steigerung der Rohstoffproduktivität in 

der Bauindustrie von NRW. Sie steigt bis 2035 um 

 

durchschnittlich 1,5% p.a., wodurch die Nachfrage 

nach Kies und Sand um ca. 10 Mio. t sinkt. 

• Ein Effizienzgewinn bei der Betonherstellung 

führt zu einem Rückgang des Bedarfs an Kies und 

Sand um insgesamt knapp 5% bis 2035 (1 Mio. t). 

• Die Ausfuhren von Kies und Sand werden von 8,5 

Mio. t im Basisjahr 2022 (6,2 Mio. t im Jahr 2024) 

ausgehend um 4% p.a. auf nur noch 5 Mio. t im 

Jahr 2035 zurückgehen (-3,5 Mio. t). 

• Das Aufkommen an Recyclingbaustoffen nimmt 

künftig weiter zu, was vor allem mit der steigenden 

Recyclingquote zusammenhängt. Die Erhöhung 

des Aufkommens bei gleichzeitig zurückgehender 

Gewinnung von Kies und Sand führt dazu, dass 

die Sekundärstoffquote steigt. 

• Der Wegfall der Steinkohlenflugaschen infolge 

des Kohleausstiegs kann zu einem Mehrbedarf an 

Kies und Sand führen, auch wenn zur Substitution 

eher Alternativen in Betracht gezogen werden. 

• Auch alternative Baumaterialien leisten einen 

Beitrag zur Substitution von Kies und Sand, insbe-

sondere durch den Baurohstoff Holz. Bis zum Pro-

jektionsjahr 2035 wird aber kein nennenswertes 

zusätzliches Substitutionspotenzial realisiert, das 

über das des Basisjahres 2022 hinausgeht. 

Trotz der zu erwartenden leichten Degression bei der Ge-

winnung von Kies und Sand bis 2035 ist auch künftig darauf 

zu achten, dass es zu keinen Engpässen bei der Roh-

stoffversorgung der Bauindustrie in NRW kommt, da sich 

diese wachstumsdämpfend auswirken würden. Dadurch 

könnte es zu Einschränkungen der Investitionen in die Inf-

rastruktur und eine weitere Verknappung des Wohnraums 

in den Metropolen kommen. Vor diesem Hintergrund wer-

den zur Sicherung der Versorgung mit Baurohstoffen Hand-

lungsempfehlungen unterbreitet, die sich auf die Förderung 

des Baustoffrecyclings und die Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für die Rohstoffgewinnung beziehen. 
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1. Hintergrund 

Im Koalitionsvertrag der Landesregierung von Nordrhein-

Westfalen (NRW) wurde im Jahr 2022 die Entwicklung ei-

nes wissenschaftlich fundierten Rohstoffmonitorings ver-

einbart (Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 

2022: 45). Das Monitoring soll dazu beitragen, die Akzep-

tanz für die Notwendigkeit der Rohstoffgewinnung in NRW 

zu erhöhen und den künftigen Bedarf an Kies und Sand 

transparenter zu machen.  

Bestehende Lagerstätten sollen unter Berücksichtigung des 

Natur- und Gewässerschutzes möglichst vollständig ausge-

schöpft und Recyclingbaustoffe als Teil der Kreislaufwirt-

schaft bestmöglich genutzt werden, u.a. durch einen Abbau 

der Hemmnisse bezüglich der Ausweitung der Wiederver-

wendbarkeit von Abbruchmaterialien, Bodenaushub und 

anderen Stoffströmen zur Substitution des Primärbauroh-

stoffs Kies und Sand sowie der Etablierung zirkulären Bau-

ens im Sinne der – noch in Abstimmung befindlichen – 

Kreislaufwirtschaftsstrategie NRW. 

Das Rohstoffmonitoring soll zum einen eine Bestandsauf-

nahme hinsichtlich der derzeitigen Gewinnung von quartä-

rem und präquartärem Kies und Sand in NRW sowie des 

Aufkommens an Recyclingbaustoffen vornehmen. Die Be-

sonderheit des Primärrohstoffs Kies und Sand besteht da-

bei vor allem darin, dass die Versorgung der NRW-Bauin-

dustrie aufgrund der hohen Transportkostensensibilität die-

ser Rohstoffe möglichst weitgehend durch eine heimische 

Gewinnung sichergestellt werden sollte, auch wenn es ei-

nen gewissen Handel mit anliegenden Bundesländern und 

mit Ländern aus dem Benelux-Raum gibt. Zu bedenken ist 

dabei im Zusammenhang mit der Gewinnung von Kies und 

Sand aber auch die Standortgebundenheit, die durch die 

geologischen Rohstoffvorkommen bedingt ist. 

Recyclingbaustoffe sind recycelte mineralische Bauabfälle 

der Bauabfallfraktionen Boden und Steine, Bauschutt und 

Straßenaufbruch; sie können Kies und Sand in Teilen sub-

stituieren. Ihr Aufkommen ist an den jeweiligen Entste-

hungsprozess gekoppelt (z.B. die Entwicklung der Bau- und 

Rückbautätigkeit) und kann daher nur bedingt durch die 

Rohstoffnachfrage beeinflusst werden. Das Aufkommen 

lässt sich aber durch eine Verbesserung der Recyclingpro-

zesse erhöhen. Insbesondere in der Fraktion Boden und 

Steine erhofft man sich künftig eine Erhöhung der noch 

recht niedrigen Recyclingquote. Dabei sind auch die Poten-

ziale in den Blick zu nehmen, die sich beispielsweise aus 

der Nassaufbereitung von Bodenmaterialien in Hinblick auf 

eine verstärkte Nutzung von Recyclingbaustoffen und eine 

damit einhergehende Erhöhung der Substitution von Kies 

und Sand ergeben können. 

Zum anderen wird im Rahmen des Rohstoffmonitorings un-

ter Berücksichtigung der zu erwartenden künftigen Bauroh-

stoffnachfrage, des Aufkommens an Recyclingbaustoffen 

und zusätzlicher Faktoren, die für die Rohstoffnachfrage re-

levant sind, die im Jahr 2035 noch erforderliche Primärge-

winnung von Kies und Sand für verschiedene gesamtwirt-

schaftliche Szenarien projiziert. Dies erfolgt durch eine Pro-

jektion der Erhöhung der Rohstoffproduktivität in der Bauin-

dustrie, der Steigerung der Effizienz bei der für die Nach-

frage nach Kies und Sand besonders relevanten Betonher-

stellung, der Entwicklung der Rohstoffausfuhren vor allem 

in den Benelux-Raum und des möglichen Bedeutungszu-

wachses alternativer Baumaterialien. 

Auf diesen Projektionen basierend wird ein Degressionsfak-

tor ermittelt, um die Flächenbindung für die Rohstoffgewin-

nung in NRW unter Berücksichtigung rechtskonform ausge-

stalteter Versorgungszeiträume möglichst gering zu halten 

(Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2025a: 144ff.). 

Einen solchen Degressionsfaktor sieht der Entwurf zur 3. 

Änderung des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NRW) 

für die Kies- und Sandgewinnung derzeit vor. 

Die Gewinnung des Primärrohstoffs Kies und Sand soll 

dadurch künftig im Sinne einer nachhaltigeren Flächenent-

wicklung sukzessive reduziert werden. In die Bedarfsermitt-

lung soll dann neben dem Abgrabungsmonitoring des Geo-

logischen Dienstes NRW, das als Datengrundlage für die 

jetzige und auch die künftige Rohstoffgewinnung dient, ein 

am Rohstoffmonitoring orientierter Degressionsfaktor ein-

fließen, der auf der Grundlage des Landesentwicklungs-

plans von der Regionalplanung bei der Ausweisung von Ab-

grabungsflächen mit zu berücksichtigen wäre. 

Darüber hinaus wird im Rahmen des Rohstoffmonitorings 

ein Warnmechanismus entwickelt, der sicherstellen soll, 

dass es zu keinen dauerhaft negativen Auswirkungen auf 

die Bautätigkeit kommt. Dieser Mechanismus gleicht die 

projizierte Bedarfsermittlung aus dem Rohstoffmonitoring 

mit dem angenommenen Primärrohstoffabbau aus dem Ab-

grabungsmonitoring sowie der Verfügbarkeit von alternati-

ven Rohstoffquellen ab. Sobald ersichtlich wird, dass es 
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auseinanderlaufende Entwicklungen nach oben oder nach 

unten gibt, wird der Warnmechanismus dies anzeigen. 

Vor diesem Hintergrund hatte das RWI im Rahmen der Stu-

die „Konzept zur Erstellung des Rohstoffmonitorings NRW“ 

Vorschläge unterbreitet, wie ein solches Monitoring aufge-

baut werden könnte (RWI 2025b). Die darin angeregten 

Projektionen basieren u.a. auf dem Einsatz eines Projekti-

onsmodells, das vom RWI im Zuge der Erstellung der Stu-

die „Rohstoffnachfrage 2045: Ressourcen sichern, Zukunft 

bauen – Perspektiven für mineralische Primär- und Sekun-

därrohstoffe“ entwickelt wurde (RWI 2025c). 

Das Modell wurde für die ausgeschriebene und schließlich 

dem RWI in Auftrag gegebene Erstellung der Studienreihe 

„Rohstoffmonitoring“ weiterentwickelt und an die Besonder-

heiten in NRW angepasst, um unter Berücksichtigung der 

darauf einwirkenden Einflussfaktoren die Primärrohstoffbe-

darfe zu projizieren. 

Im Einzelnen sind auf dieser Grundlage die folgenden Un-

tersuchungsfragen zu beantworten: 

• Welche Mengen an Kies und Sand bzw. Quarzkies 

und -sand sind im zurückliegenden Jahrzehnt in 

NRW gewonnen worden und wofür wurden sie 

verwendet (Hochbau, Tiefbau, Ausfuhren usw.)? 

• Welche Mengen an Recyclingbaustoffen und alter-

nativen Baustoffen stehen in NRW zur Verfügung 

und wofür werden diese verwendet, inwieweit kön-

nen sie Primärrohstoffe substituieren und welche 

Hebungspotenziale bestehen? 

• Welcher Primärrohstoffbedarf im Bereich Kies und 

Sand bzw. Quarzkies und -sand und welches Auf-

kommen an Recyclingbaustoffen ist im Jahr 2035 

in NRW zu erwarten? 

• Wie entwickeln sich voraussichtlich die Preise der 

Primär- und Sekundärrohstoffe und welche Fakto-

ren spielen dabei eine Rolle? 

• Welche Maßnahmen sind in Hinblick auf die Re-

duzierung des Verbrauchs von Kies und Sand so-

wie zur Steigerung des Aufkommens an Recyc-

ling- und alternativen Baustoffen zu empfehlen? 

Der vorliegende Bericht ist wie folgt gegliedert: 

• Kapitel 2 beinhaltet die Darstellung und Erläute-

rung des Untersuchungsdesigns. 

• Kapitel 3 stellt die Ergebnisse der Projektion der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der damit 

einhergehenden Veränderungen des realen Bau-

volumens und weiterer rohstoffnachfragender 

Wirtschaftssektoren für drei gesamtwirtschaftliche 

Szenarien bis zum Jahr 2035 vor. 

• Kapitel 4 zeigt die Entwicklung weiterer primär-

rohstoffrelevanter Bestimmungsfaktoren in Hin-

blick auf die Gewinnung von Kies und Sand auf, 

und zwar die Erhöhung der Rohstoffproduktivität, 

die Effizienzsteigerung bei der Betonherstellung 

und die Verringerung der Ausfuhren. 

• Kapitel 5 hat das Aufkommen und die Verwen-

dung der Sekundärrohstoffe Recyclingbaustoffe 

und Steinkohlenflugaschen bis zum Jahr 2035 

zum Gegenstand. Weiterhin werden die Potenzi-

ale alternativer Baumaterialien in Hinblick auf die 

Substitution von Kies und Sand untersucht. 

• Kapitel 6 untersucht die Gewinnung, Verwendung 

und Preisentwicklung der Primärrohstoffe quartä-

rer und präquartärer Kies und Sand sowie die ag-

gregierten Ergebnisse der Projektion. Zudem wer-

den ein Degressionspfad bzw. -faktor abgeleitet 

und ein Warnmechanismus gebildet. 

• Kapitel 7 beinhaltet die Unterbreitung verschiede-

ner Handlungsempfehlungen. 

• Kapitel 8 schließt die Studie mit einem Fazit ab. 

Im Rahmen der Studienreihe „Rohstoffmonitoring“ werden 

regelmäßig Berichte erstellt: In einem zweijährigen Rhyth-

mus umfasst dies neben dem vorliegenden Bericht zwei 

weitere ähnlich gelagerte Berichte (2027 und 2029), die u.a. 

Projektionen der künftigen Primärrohstoffbedarfe in Bezug 

auf Kies und Sand sowie Quarzkies und -sand beinhalten, 

ebenfalls in einem zweijährigen Rhythmus werden Aktuali-

sierungsberichte erstellt (2026 und 2028). 
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2. Untersuchungsdesign 

2.1 Untersuchungselemente 

Im Rahmen des Rohstoffmonitorings werden verschiedene 

qualitative und quantitative Untersuchungselemente mitei-

nander kombiniert. Dies umfasst zunächst die Auswertung 

von Literatur, Studien und Internetquellen (Desktop-Analy-

sen), des Weiteren die Führung von Interviews, Auswertun-

gen diverser Datenquellen und schließlich die Durchfüh-

rung von Modellprojektionen, um die künftige Nachfrage 

nach Rohstoffen und letztendlich die Bedarfe zur künftigen 

Gewinnung der Primärrohstoffe Kies und Sand sowie 

Quarzkies und -sand abzuschätzen. 

2.2 Desktop-Analysen und Interviews 

Bei Desktop-Analysen handelt es sich um eine Auswertung 

von Studien sowie Literatur- und Internetquellen. Im Fol-

genden werden einige ausgewählte Studien aufgeführt, 

die für das Rohstoffmonitoring ausgewertet wurden: 

• „Trends der Angebots- und Nachfragesituation bei 

mineralischen Rohstoffen“ im Auftrag des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Technologie (RWI, 

ISI und BGR 2006), 

• „Recyclinggutachten NRW – Substitution von Pri-

märbaurohstoffen durch Recyclingbaustoffe in 

Nordrhein-Westfalen“ im Auftrag des MWME 

NRW (SST 2009), 

• „Die künftige Rohstoffversorgung der NRW-In-

dustrie und Schritte auf dem Weg zur Kreislauf-

wirtschaft“ im Auftrag des MWIDE NRW (RWI 

2021), 

• „Abgrabungsmonitoring von NRW – Lockerge-

steine“, durchgeführt vom Geologischen Dienst 

NRW (GD NRW, verschiedene Jahrgänge), 

• „Umsetzung der Mantelverordnung in Nordrhein-

Westfalen. Monitoring der Auswirkungen auf die 

Stoffkreisläufe mineralischer Abfälle und Neben-

produkte“ im Auftrag des MWIKE NRW, durchge-

führt vom Landesamt für Natur, Umwelt und Ver-

braucherschutz NRW (LANUV 2024), inzwischen 

in Landesamt für Natur, Umwelt und Klima NRW 

(LANUK) umbenannt, 

• „Mengengerüst der Abbaumengen von Pri-

märbaustoffen Kies, Sand und Naturstein und des 

Aufkommens an mineralischen Bau- und Abbruch-

abfällen sowie entsprechender Industrieabfälle in 

NRW“ im Auftrag des MWIKE NRW, durchgeführt 

vom Institut für Infrastruktur, Wasser, Ressourcen, 

Umwelt der TU Münster (IWARU 2023), 

• „Mineralische Bauabfälle – Monitoring 2022 – Be-

richt zum Aufkommen und zum Verbleib minerali-

scher Bauabfälle im Jahr 2022“, durchgeführt vom 

Bundesverband Baustoffe – Steine und Erden e.V. 

(BBS 2024), 

• „Strukturdaten zur Produktion und Beschäftigung 

im Baugewerbe“, durchgeführt vom DIW (BBSR 

2023, BBSR 2024) 

• „Rohstoffnachfrage 2045: Ressourcen sichern, 

Zukunft bauen – Perspektiven für mineralische Pri-

mär- und Sekundärrohstoffe“ im Auftrag des Bun-

desverbands Baustoffe – Steine und Erden e.V. 

(RWI 2025c), 

• „Konjunkturbericht Nordrhein-Westfalen: NRW-

Wirtschaft vor dem konjunkturellen Umschwung“ 

im Auftrag des MWIKE NRW (RWI 2025a), 

• „Konzept zur Erstellung des Rohstoffmonitorings 

NRW. Sonderthema zum Konjunkturbericht Nord-

rhein-Westfalen“ im Auftrag des MWIKE NRW 

(RWI 2025b), 

Mit ausgewählten Expertinnen und Experten von Ministe-

rien und Landesämtern (MWIKE, LANUK; zudem schriftli-

che Inputs des MUNV), behördlichen Einrichtungen und 

Verbänden (BBS, BGR, GD NRW, MIRO, vero) sowie drei 

Forschungseinrichtungen wurden Gespräche geführt. Darin 

konnten Fragen zu den für diesen Bericht relevanten The-

menschwerpunkten in Bezug auf Primär- und Sekundärroh-

stoffe sowie alternative Baumaterialien diskutiert werden. 

Die Nutzung dieser Expertise diente dazu, bestehende Er-

kenntnislücken zu schließen und die Ergebnisse des Roh-

stoffmonitorings noch besser zu validieren. Die Gespräche 

wurden als Online-Videokonferenzen geführt und dauerten 

jeweils etwa 60-90 Minuten. Die auf diesem Wege gewon-

nenen Erkenntnisse gingen dann in den vorliegenden Be-

richt ein. Für die künftige Berichtserstellung wird der Kreis 

der Interviewten dann noch gezielt erweitert. 
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2.3 Daten- und Modellanalysen 

Im Zuge der Datenanalysen wurden u.a. die folgenden Da-

tenquellen ausgewertet und für die verschiedenen Untersu-

chungen und Modellprojektionen verwendet: 

• Abgrabungsmonitoring zur Gewinnung von quar-

tärem und präquartärem Kies und Sand des Geo-

logischen Dienstes Nordrhein-Westfalen, 

• Ersatzbaustoff-Monitoring (EBV-Monitoring) vom 

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

des Landes NRW (MUNV) und Landesamt für Na-

tur, Umwelt und Klima NRW (LANUK), wissen-

schaftlich begleitet durch IWARU, 

• Mineralische Bauabfälle – Monitoring des Bundes-

verbands Baustoffe – Steine und Erden e.V. 

(BBS), 

• Bauvolumen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 

und Raumforschung (BBSR), 

• Daten aus den Konjunkturberichten Nordrhein-

Westfalen (RWI), 

• Umweltökonomische Gesamtrechnung der Län-

der (UGRdL), 

• Erhebung über die Aufbereitung und Verwertung 

von Bau- und Abbruchabfällen für Bundesländer 

(Destatis), 

• Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (Destatis), 

• Außenhandelsstatistik (Destatis und IT.NRW), 

• Bevölkerungsvorausberechnung NRW (IT.NRW), 

• Daten der Landesdatenbank NRW, 

• Daten von Verbänden und aus Studien. 

Zur Projektion der Entwicklung der Rohstoffnachfrage bis 

zum Jahr 2035 wurde ein Modell weiterentwickelt, das die 

Strukturen und Spezifika von NRW adäquat berücksichtigt. 

Von den betrachteten rohstoffnachfragenden Sektoren aus-

gehend wurde für die einzelnen Rohstoffe anhand von Roh-

stoffmatrizen die Verteilung der Bedarfe auf die vorgelager-

ten Segmente dieser Sektoren bestimmt, woraus Rück-

schlüsse auf einzelne Rohstoffe gezogen werden konnten. 

Dazu dienten Massenflussdiagramme für die einzelnen 

Rohstoffe und Projektionszeitpunkte, die dann zu einer Be-

rechnungsmatrix zusammengeführt wurden. 

Auf der Basis ließ sich die künftige Nachfrage nach Primär- 

und das Aufkommen an Sekundärrohstoffen für die Projek-

tionszeitpunkte 2030 und 2035 ermitteln. Dabei stellt 2022 

das Basisjahr dar, auf das sich die Projektionen beziehen, 

da zum Zeitpunkt der Berichtserstellung nur für dieses Jahr 

alle in das Modell eingehenden Ausgangsdaten vorlagen. 

Soweit schon Daten für die Jahre 2023 oder 2024 verfügbar 

waren, wurden auch diese betrachtet und bei den Abschät-

zungen der Projektionstrends mit zugrunde gelegt. 

Die Projektion der Entwicklungen über einen Zeitraum von 

einem Jahrzehnt stellte dabei eine Herausforderung dar, 

zumal schon die aktuelle Lage von großen Unsicherheiten 

geprägt ist. Aus diesem Grund wurden drei gesamtwirt-

schaftliche Szenarien gebildet, die jeweils unterschiedliche 

Entwicklungspfade annehmen, um dadurch eine gewisse 

Bandbreite möglicher Veränderungen abzubilden. 

Zur Abschätzung der Nachfrage nach Baurohstoffen wer-

den die folgenden Marktsegmente betrachtet: 

• Bauindustrie (Bauvolumen) 

• Hochbau, darunter: 

• Wohnungsneubau 

• Nichtwohnungsneubau 

• Bestandsmaßnahmen 

• Tiefbau 

Zur Abschätzung der Nachfrage nach Quarzkies und -sand 

werden folgende Wirtschaftssektoren unterschieden: 

• Eisen- und Stahlindustrie 

• Chemische Industrie 

• Glasherstellung 

• Landwirtschaft 

Zur Abschätzung der Nachfragemengen geht in das Modell 

zunächst die voraussichtliche Entwicklung der rohstoff-

nachfragenden Wirtschaftssektoren ein, basierend jeweils 

auf deren realer Produktionsentwicklung. Hieraus allein 

kann jedoch noch nicht auf die Rohstoffnachfrage geschlos-

sen werden, da das Produktionswachstum nicht nur auf den 

jeweiligen Mengensteigerungen beruht. Daher wurde mit 

Hilfe von Anpassungsfaktoren zusätzlich die Veränderung 

der Rohstoffproduktivität bei den rohstoffnachfragenden 

Wirtschaftssektoren berücksichtigt. 

Basierend auf dem Aufkommen an Recyclingbaustoffen, 

Effizienzsteigerungen bei der Betonherstellung, wegfallen-

den Steinkohlenflugaschen, der Entwicklung der Ausfuhren 

und weiterer Einflussfaktoren werden die Substitutionsef-

fekte abgebildet, welche die erforderliche Primärrohstoffge-

winnung in die eine oder andere Richtung beeinflussen. 
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3. Bildung gesamtwirtschaftlicher Szenarien 

3.1 Vorgehen bei der Bildung der Szenarien 

Die Nachfrage nach Kies und Sand hängt maßgeblich von 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ab. Um diese ein-

schätzen zu können, sind belastbare Annahmen erforder-

lich, da eine hier vorgesehene Projektion über einen Zeit-

raum von zehn Jahren von großen Unsicherheiten geprägt 

ist. Dazu zählen z.B. neue Zölle und Handelsbeschränkun-

gen, verschärfte umweltpolitische Vorgaben und veränderte 

Finanzierungsbedingungen infolge des Sondervermögens 

für Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK). 

Daher werden drei Szenarien gebildet, die mögliche Ent-

wicklungen zentraler volkswirtschaftlicher Größen nach-

zeichnen und eine realistische Spannweite künftiger Ver-

läufe projizieren. Naturgemäß bleibt dabei jedoch immer bis 

zu einem gewissen Grad unklar, wie sich diese Größen tat-

sächlich entwickeln werden, sodass sich die Realität durch-

aus auch außerhalb dieses abgesteckten Rahmens bewe-

gen kann. Abweichungen sind möglich, wenn unvorherge-

sehene Entwicklungen eintreten – etwa internationale Kon-

flikte oder technologische Sprünge –, die die bestehenden 

Wirtschaftsstrukturen tiefgreifend verändern können. 

Die Bildung der Szenarien erfolgt dabei in drei Schritten: 

• Im ersten Schritt werden anhand demografischer 

und ökonomischer Trends gesamtwirtschaftliche 

Szenarien gebildet, welche die Entstehung des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) abbilden. Dies erfolgt 

in Anlehnung an die Methode der EU-Kommission 

zur Potenzialschätzung und basiert auf der NRW-

Konjunkturprognose (RWI 2025a). Im Unterschied 

zur Entwicklung von Szenarien, die das RWI be-

reits in der Studie „Rohstoffnachfrage 2045“ für 

Deutschland insgesamt vorgenommen hatte (RWI 

2025c), steht für NRW jedoch in verschiedenen re-

levanten Bereichen nur eine eingeschränkte Da-

tenbasis zur Verfügung. Daher müssen für die Ab-

schätzung einiger Größen, mitunter auch für sol-

che am aktuellen Rand, ergänzende Annahmen 

getroffen werden. 

• Im zweiten Schritt wird darauf aufbauend das re-

ale Bauvolumen betrachtet, welches für die Nach-

frage nach Kies und Sand eine zentrale Rolle 

spielt. Für die Projektion auf der gesamtdeutschen 

Ebene war es sinnvoll, zur zusätzlichen Plausibili-

sierung und zur Herbeiführung der Konsistenz der 

sektoralen Entwicklung Teilaggregate der Ver-

wendungsseite zu schätzen. Hierfür könnten – 

ähnlich wie in der vom DIW durchgeführten Lang-

zeitprojektion des Rohstoffbedarfs (BBS 2022) – 

symmetrische Input-Output-Tabellen herangezo-

gen werden. Da diese jedoch auf der Länderebene 

nicht vorliegen, ist eine solche Abstimmung nicht 

möglich. Stattdessen wurden die Ergebnisse 

früherer Studien mit den NRW-Resultaten abgegli-

chen, um deren Plausibilität zu prüfen. 

• Im dritten Schritt wird die Entwicklung der Pro-

duktion der für die Nachfrage nach Quarzkies und 

-sand bedeutenden Wirtschaftszweige dargestellt. 

3.2 Produktionspotenzial und BIP 

Die Szenarien zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wer-

den aus unterschiedlichen Annahmen und Berechnungen 

zum gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzial abgelei-

tet (Exkurs 1). Ein zentraler Baustein ist dabei das potenzi-

elle einsetzbare Arbeitsvolumen (gemessen in geleisteten 

Arbeitsstunden), welches einer Volkswirtschaft bei norma-

ler Auslastung ihrer Ressourcen zur Verfügung steht. Die 

demografische Entwicklung in NRW bestimmt maßgeblich, 

wie viele Arbeitskräfte künftig verfügbar sind, und beein-

flusst damit direkt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 

Landes. Für die Bevölkerungsprojektion sind vor allem drei 

Faktoren entscheidend: die Geburtenrate, die Sterblichkeit 

und die Wanderungsbewegungen. Unter Wanderungsbe-

wegungen sind sowohl Zu- und Fortzüge innerhalb 

Deutschlands als auch die Migration zwischen NRW und 

dem Ausland zu verstehen. Während die Geburtenhäufig-

keit und die Lebenserwartung relativ stetigen Trends folgen 

und ihre Auswirkungen über den Projektionszeitraum hin-

weg vergleichsweise gut eingeschätzt werden können, ver-

hält sich das insbesondere bei der Wanderung anders. 

Die Wanderungsbewegungen schwanken stark und reagie-

ren empfindlich auf externe Entwicklungen. Unerwartete Er-

eignisse – wie die erhöhte Zuwanderung Geflüchteter im 

Jahr 2015 oder erneut im Jahr 2022 – können die tatsächli-

che Bevölkerungsentwicklung deutlich von den zuvor vor-

genommenen Vorhersagen abweichen lassen. 
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Exkurs 1: Berechnung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzials 

Das Produktionspotenzial bezeichnet die Wirtschaftsleistung, die eine Volkswirtschaft bei normaler Auslastung 

ihrer Kapazitäten mit den verfügbaren Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital erzielen kann. Zur Ableitung des BIP 

werden das Arbeitsvolumen, der Kapitalstock und die totale Faktorproduktivität (TFP) in einer gesamtwirtschaftli-

chen Produktionsfunktion verknüpft (Havik et al. 2014; Kirsch et al. 2024; Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 

2025). Die TFP wird berechnet als Residualgröße nach Abzug des Beitrags von Arbeit und Kapital vom gesamt-

wirtschaftlichen Wachstum; sie kann als technischer Fortschritt interpretiert werden. Das Produktionspotenzial wird 

schließlich ermittelt, indem aus allen drei Größen ihre längerfristigen Trends herausgefiltert werden, während kurz-

fristige konjunkturelle Ausschläge unberücksichtigt bleiben (Abb. 1). 

Abb. 1: Entwicklung des realen BIP bzw. des realen Produktionspotenzials (2022 = 100) 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben von IT.NRW sowie unter Einbezug der Ergebnisse des NRW-Konjunk-
turberichts; ab 2024 eigene Berechnungen. 

Das Wachstum des Produktionspotenzials wird maßgeblich von der demografischen Entwicklung, den Arbeits-

marktstrukturen, der Kapitalausstattung und der Produktivitätsdynamik geprägt. In den vergangenen Jahren konn-

ten die steigende Erwerbsbeteiligung und zeitweise hohe Nettozuwanderung die dämpfenden Effekte der Alterung 

auf das Arbeitsvolumen teilweise kompensieren. Im Projektionszeitraum dürfte dieser Alterungseffekt jedoch stär-

ker zum Tragen kommen. Bleibt das Produktivitätswachstum schwach, dürfte die Wirtschaftsleistung nur noch in 

geringem Umfang zunehmen. Ein kräftigerer Anstieg der Produktivität und eine stärkere Zuwanderung, die dem 

Rückgang des Arbeitsvolumens entgegenwirkt, könnten das BIP dagegen stärker steigen lassen. Die Berechnung 

des Produktionspotentials für NRW geht mit Schwierigkeiten bezüglich des Datenstandes einher. Das Arbeitsvo-

lumen liegt erst ab dem Jahr 2000 vor und die TFP ist damit ebenfalls nur für den Zeitraum ab dem Jahr 2000 

verfügbar. Die relativ kurzen Zeitreihen erschweren es, den Trend des TFP zu bestimmen, da der kurze Stützzeit-

raum von der Finanzmarktkrise 2008, der Corona-Pandemie 2020 und der Energiekrise 2022 geprägt ist, was eine 
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robuste Trendableitung beeinträchtigt. Dadurch dominieren krisenbedingte Ausschläge die TFP wie auch die Ar-

beitszeitdaten. Vor diesem Hintergrund stoßen sowohl der bayesianische Kalman-Filter der EU-Methode als auch 

das in den Gutachten der Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose eingesetzte unobserved components model bei 

der Trennung von Trend und Konjunktur an ihre Grenzen. Um dennoch belastbare Szenarien entwickeln zu kön-

nen, wurden annahmegestützte Verläufe definiert. 

Zur Stützung der Prognose wird der NRW-Konjunkturbericht bis 2026 zugrunde gelegt (RWI 2025a). Die darin 

enthaltene BIP-Prognose muss um Informationen zu den Produktionsfaktoren ergänzt werden, um sie im Rahmen 

der Potenzialschätzung sachgerecht nutzen zu können. Zusätzlich werden historische Daten sowie ein Vergleich 

mit der gesamtdeutschen Entwicklung – einschließlich der Studie „Rohstoffnachfrage 2045“ (RWI 2025c) für Ge-

samtdeutschland – berücksichtigt. Historisch lag das reale BIP-Wachstum in NRW unter dem gesamtdeutschen 

Durchschnitt (Abb. 2). Zwischen 2000 und 2024 wuchs das BIP in Deutschland im Mittel um etwa 1% p.a., während 

NRW lediglich ein Wachstum von rund 0,6% p.a. aufwies. Diese relative Wachstumsschwäche zeigt sich beson-

ders deutlich in der lediglich verhaltenen Erholung der Jahre 2021 und 2022. Verantwortlich dafür waren vor allem 

ein langsamerer Zuwachs des Kapitalstocks sowie eine geringere Dynamik der TFP. 

Abb. 2: Vergleich der BIP-Wachstumsraten von Gesamtdeutschland und NRW in % p.a. 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben von IT.NRW sowie Destatis ab 2025 Prognosen des RWI aus dem 
NRW-Konjunkturbericht sowie der Herbstprognose für Gesamtdeutschland. 

NRW war von der Energiekrise, ausgelöst durch den Ukraine-Krieg 2022, besonders betroffen. Gleichzeitig befin-

det sich NRW in einem strukturellen Wandel, in dem dienstleistungsorientierte Branchen an Bedeutung gewinnen. 

Da sich Produktivitätsfortschritte in der industriellen Fertigung meist leichter realisieren lassen als im Dienstleis-

tungssektor, dämpft dieser Wandel das Wachstum der TFP zusätzlich. Für die Fortschreibung des Faktors Arbeit 

bis 2026 wurden die Wachstumsraten für Gesamtdeutschland herangezogen, da beide Reihen nahezu deckungs-

gleiche Trends aufweisen. Auch die Wachstumsraten der Bruttoanlageinvestitionen verlaufen in Deutschland und 

NRW ähnlich. Allerdings zeigt sich für NRW eine niedrigere Investitionsquote und ein geringeres Kapitalwachstum. 

Für den Projektionszeitraum wird in allen Szenarien angenommen, dass die Investitionsquote in NRW ansteigt und 

sich langfristig stabilisiert, ohne jedoch das Niveau auf der Bundesebene vollständig zu erreichen. Der TFP-Verlauf 

bis zum Ende der RWI-Konjunkturprognose für NRW wurde als Restgröße zur BIP-Prognose bestimmt. 
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Für die Szenarien dient die aktuelle Bevölkerungsvoraus-

berechnung von IT.NRW (IT.NRW 2025a) als Grundlage. 

Diese Projektion basiert auf dem Bevölkerungsstand zum 

31.12.2023 und verwendet die fortgeschriebenen Ergeb-

nisse des Zensus 2022. Da solche Vorausberechnungen 

mit zeitlichem Verzug erscheinen, werden sie durch klei-

nere Aktualisierungen ergänzt, um inzwischen verfügbare 

neuere Daten und jüngste demografische Entwicklungen 

angemessen berücksichtigen zu können. Die Unterschiede 

zwischen den Szenarien ergeben sich im Wesentlichen aus 

den jeweils angenommenen Wanderungssalden. Die mitt-

lere Variante orientiert sich an der Bevölkerungsvorausbe-

rechnung von IT.NRW. In diesem Basisszenario wird wei-

terhin von einem leichten Anstieg der Lebenserwartung so-

wie einer moderaten Geburtenhäufigkeit ausgegangen. Die 

Nettozuwanderung sinkt dort von rund 84 Tsd. Personen im 

Jahr 2024 schrittweise auf etwa 50 Tsd. Personen im Jahr 

2035. Die erwartete Nettoabwanderung von etwa 5 Tsd. 

Personen in andere Bundesländer wird – wie in der Vergan-

genheit – durch die Zuwanderung aus dem Ausland deut-

lich überkompensiert. 

Trotz dieses positiven Wanderungssaldos beginnt die Ge-

samtbevölkerung im mittleren Szenario ab dem Jahr 2029 

zu schrumpfen. In der oberen Variante der Szenarien wird 

mit einer deutlich höheren jährlichen Nettozuwanderung 

von durchschnittlich 77 Tsd. Personen gerechnet, was zu 

einem anhaltenden Bevölkerungswachstum bis zum Ende 

des Betrachtungszeitraums führt. Die untere Variante der 

Szenarien geht hingegen von lediglich 49 Tsd. Zugewan-

derten pro Jahr aus, sodass die Bevölkerungszahl entspre-

chend stärker zurückgeht. 

Allen drei Szenarien ist gemeinsam, dass die Bevölkerung 

zunächst weiter zunimmt, der Höhepunkt der erwerbsfähi-

gen Bevölkerung jedoch bereits vor dem Maximum der Ge-

samtbevölkerung erreicht wird (Tab. 1). 

Tab. 1: Bevölkerung und Haushalte 

 

Quelle: Eigene Berechnungen; Basisjahr 2022 nach Angaben von IT.NRW.

Nicht-geflüchtete Zugewanderte partizipieren stärker als 

Deutsche am Arbeitsmarkt. Für diese Gruppen sind ökono-

mische Chancen oft der ausschlaggebende Grund für die 

Migration. Anders verhält sich dies für geflüchtete Perso-

nen. Ihre Partizipationsrate liegt unterhalb jener der deut-

schen Bevölkerung. Für Geflüchtete aus der Ukraine ist 

dies in besonderem Maße der Fall, da vor allem nicht-wehr-

fähige Personen sowie Frauen nach Deutschland geflüchtet 

sind (wenngleich seit August 2025 auch jungen Männern 

zwischen 18 und 22 Jahren die Ausreise erlaubt ist). Viele 

Frauen mit betreuungsbedürftigen Kindern stehen dem Ar-

beitsmarkt nur eigeschränkt zur Verfügung. Menschen aus 

der Ukraine wurde zu großen Teilen der Aufenthaltsstatus 

„vorübergehender Schutz“ verliehen, was den Zugang zum 

deutschen Arbeitsmarkt im Vergleich zu anderen Flücht-

lingsgruppen erheblich erleichtert. 

Im Projektionszeitraum wird sich die demografische Alte-

rung in NRW spürbar beschleunigen. Der Anteil der 15- bis 

74-Jährigen sinkt deutlich. Obwohl die Erwerbsbeteiligung 

innerhalb der Alterskohorten weiter steigt, führt die Alterung 

der Bevölkerung zu einer geringeren Partizipationsrate der 

gesamten Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15–75 

Jahre) sowie zu einer Abnahme der Zahl der verfügbaren 

Arbeitskräfte und des Arbeitsvolumens (Abb. 3). 

Der Rückgang bei den Erwerbspersonen dämpft das Pro-

duktionspotenzial von NRW in allen Szenarien merklich. 

Der Eintritt der besonders geburtenstarken Jahrgänge der 

sog. Babyboomer-Generation in das Rentenalter beschleu-

nigt diese Entwicklung zunächst bis 2030, was sich dann im 

weiteren Verlauf bis 2035 etwas abflacht (Tab. 2). 

 

Szenario 2022 2030 2035

Obere Variante 17,964 18,133 18,179

Mittlere Variante 17,964 18,059 18,023

Untere Variante 17,964 17,986 17,867

Obere Variante 75.27% 74.76% 74.11%

Mittlere Variante 75.27% 74.73% 74.04%

Untere Variante 75.27% 74.70% 73.97%

Obere Variante 10,032 10,093 10,007

Mittlere Variante 10,032 10,052 9,916

Untere Variante 10,032 10,011 9,827

Erwerbspersonen in Tsd. Personen

Bevölkerung insg. In Tsd. Personen

Anteil 15-74-jährige in %
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Abb. 3: Komponenten der Veränderung des Arbeitsvolumens in der mittleren Variante 
– Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten – 

 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW. 

Tab. 2: Veränderungsraten bei der Entstehung des realen Bruttoinlandsprodukts in % p.a. 

 

Quelle: Eigene Berechnungen; Basisjahr 2022 nach Angaben von IT.NRW.
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Erwerbsbevölkerung Partizipationsquote Erwerbslosenquote Arbeitszeit pro Kopf Arbeitsvolumen

Projektion

Szenario 2026/2022 2030/2022 2035/2030

Obere Variante 0,41% 0,08% -0,17%

Mittlere Variante 0,38% 0,02% -0,27%

Untere Variante 0,35% -0,03% -0,37%

Obere Variante 0,16% -0,02% -0,16%

Mittlere Variante 0,14% -0,08% -0,26%

Untere Variante 0,11% -0,13% -0,36%

Obere Variante -0,14% 0,69% 1,19%

Mittlere Variante -0,28% 0,45% 0,73%

Untere Variante -0,55% 0,30% 0,42%

Obere Variante 0,02% 0,66% 1,03%

Mittlere Variante -0,15% 0,38% 0,46%

Untere Variante -0,32% 0,17% 0,06%

Obere Variante 0,05% 0,19% 0,51%

Mittlere Variante -0,06% 0,00% 0,12%

Untere Variante -0,11% -0,08% -0,04%

Obere Variante 0,21% 0,17% 0,35%

Mittlere Variante 0,07% -0,08% -0,14%

Untere Variante 0,00% -0,21% -0,40%

Obere Variante -0,18% 0,49% 0,68%

Mittlere Variante -0,22% 0,46% 0,61%

Untere Variante -0,38% 0,39% 0,03%

Personenproduktivität

BIP

Durchschnittliche Arbeitszeit

Arbeitsvolumen

Stundenproduktivität

Erwerbspersonen

Erwerbstätige (Inland)
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Während die Erwerbsbeteiligung deutlich gestiegen ist, lie-

gen die durchschnittlichen geleisteten Arbeitsstunden auf 

einem sehr niedrigen Niveau. In den vergangenen Jahr-

zehnten war hier trendmäßig ein deutlicher Rückgang zu 

verzeichnen. Dies resultierte weniger aus einer Reduktion 

der tariflichen Arbeitszeit, sondern aus einer Zunahme der 

Teilzeitbeschäftigung. Der Trend wird durch die schrittweise 

Einführung der digitalen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

weiter verstärkt, da mehr Krankheitstage als zuvor erfasst 

werden (ZEW 2024). Hinzu kommt, dass die durchschnittli-

che Arbeitszeit in NRW niedriger als in Gesamtdeutschland 

ist. Während in Deutschland die Erwerbstätigen im Durch-

schnitt 1.340 Stunden pro Jahr gearbeitet haben, waren es 

in NRW lediglich 1.325 Stunden. Zur Erhöhung der geleis-

teten Arbeitsstunden könnten staatliche Maßnahmen bei-

tragen, welche die Erwerbsarbeit attraktiver machen. 

Dazu zählen etwa eine geringere Abgabenbelastung, aber 

auch Verbesserungen bei der Kinderbetreuung. Zusätzliche 

Investitionen in Betreuungsangebote, beispielsweise im 

Rahmen des SVIK und der NRW-Gesetzgebung, könnten 

hier entsprechend positive Effekte entfalten. Es wird für die 

mittlere Variante der Szenarien angenommen, dass der fal-

lende Trend der durchschnittlichen Arbeitszeit zum Ende 

kommt, diese wieder leicht ansteigt und im Jahr 2035 1.332 

Stunden erreicht. Dieser Anstieg ist in der oberen Variante 

etwas stärker. In der unteren Variante setzt sich der sin-

kende Trend hingegen verlangsamt fort. 

Da das Arbeitsvolumen in den kommenden Jahren voraus-

sichtlich sinkt, wird es einen negativen Beitrag zum realen 

BIP-Wachstum leisten (Abb. 4). Dementsprechend kommt 

der Steigerung der Stundenproduktivität eine zentrale Be-

deutung in Hinblick auf die künftige Wirtschaftsleistung zu. 

Diese hängt u.a. vom Qualifikationsniveau der Erwerbstäti-

gen, vom verfügbaren Kapitalstock sowie von der Effizienz 

ab, mit der Arbeit und Kapital kombiniert werden, also der 

totalen Faktorproduktivität (TFP). Wie in Exkurs 1 beschrie-

ben, ist es notwendig, die Entwicklung der TFP auf der 

Grundlage von Annahmen zu projizieren. Der TFP-Verlauf 

in der oberen Variante der Szenarien orientiert sich am 

langjährigen Durchschnitt des TFP-Wachstums in NRW vor 

der Corona-Pandemie, also von 2000 bis 2019. 

Die strukturelle, trendmäßige Erwerbslosigkeit befand sich 

in NRW zuletzt bereits auf einem historisch niedrigen Ni-

veau, wenn auch leicht oberhalb von Restdeutschland. 

Dementsprechend erscheint es unwahrscheinlich, dass die 

Erwerbstätigkeit weiter stark ausgeweitet wird. 

Abb. 4: Potentialwachstum und Wachstumsbeiträge der Faktoren in der mittleren Variante in % bzw. Prozentpunkten 

  

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW. 
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Eine solche Rückkehr ist jedoch eher unwahrscheinlich, da 

das nationale TFP-Wachstum sowie das Wachstum ver-

gleichbarer Länder seit Jahrzehnten rückläufig sind. Einige 

empirische Befunde sprechen dafür, dass langfristig expo-

nentielles TFP-Wachstum nur mit steigenden Forschungs- 

und Entwicklungsanstrengungen erreicht werden kann. 

Bleiben diese zusätzlichen Anstrengungen aus, ist damit zu 

rechnen, dass die TFP mit kleiner werdenden Raten wächst 

(Bloom 2020). Hinzu kommt, dass Dienstleistungen auch in 

NRW an Gewicht gewinnen, einem Bereich, in dem die Pro-

duktivitätszuwächse traditionell geringer ausfallen (SVR 

2019). Für die untere Variante der Szenarien wird erwartet, 

dass sich das gegenwärtig beobachtbare schwache TFP-

Wachstum fortsetzt (Abb. 5). Die mittlere Variante der Sze-

narien bildet einen moderaten Erholungspfad ab, bei dem 

die Produktivität wieder anzieht, jedoch noch nicht auf das 

Niveau zurückkehrt, das vor der Corona-Pandemie bereits 

erreicht worden war. 

Abb. 5: Trend des TFP-Wachstums – historischer Verlauf und Projektion in den Varianten 

 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW. 

Veränderungen im Zuge der ökologischen Transformation 

können den Wachstumsbeitrag des Faktors Kapital redu-

zieren. So muss ein Teil des Kapitalstocks vorzeitig durch 

emissionsärmere Technologien ersetzt werden, wodurch 

weniger Spielraum für eine zusätzliche Kapitalausweitung 

entsteht. Ein wachsender Anteil technologischer Innovatio-

nen richtet sich zudem auf die Energieeinsparung statt auf 

die Erweiterung der Produktionsmöglichkeiten (Projekt-

gruppe Gemeinschaftsdiagnose 2022, 2023a und 2023b). 

Gleichzeitig eröffnen sich Chancen: Technischer Fortschritt 

etwa durch Digitalisierung oder KI könnte das Wachstum 

langfristig erhöhen (SVR 2023). Auch eine leistungsfähi-

gere Infrastruktur durch zusätzliche Investitionen im Rah-

men des SIVK kann die Produktivität stützen (Exkurs 2). 

Exkurs 2: Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität 

Mit einer am 18. März 2025 beschlossenen Grundgesetzänderung wurden Möglichkeiten geschaffen, Investitionen 

in Verteidigung, Infrastruktur und Klimaschutz außerhalb der Schuldenbremse zu tätigen. Zusätzlich wurde eine 

neue Option für die Bundesländer eingeführt, eine strukturelle Nettokreditaufnahme von bis zu 0,35% ihres BIP 

vorzunehmen. Das SVIK des Bundes ist kreditfinanziert, auf zwölf Jahre ausgelegt und umfasst ein Volumen in 
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Erreichung der Klimaneutralität bis 2045 und weitere 100 Mrd. € für Investitionen von Ländern und Kommunen. 

Für NRW bedeuten diese Maßnahmen potenziell einen erheblichen Impuls: Das Land NRW soll gemäß dem Kö-

nigsteiner Schlüssel 21,1 Mrd. € aus der Ländersäule erhalten – davon etwa 60% (ca. 12,7 Mrd. €) für die Kom-

munen und 40% (ca. 8,4 Mrd. €) für Investitionen des Landes (Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 

2025b). Diese Mittel treffen auf eine kommunale Ebene, die in NRW einen großen Teil der öffentlichen Investitionen 

trägt, jedoch finanziell stark belastet ist; für 2024 wird ein kommunales Defizit von 6,8 Mrd. € ausgewiesen (IW 

2025). Auch die Bundesmittel und die Investitionen aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) werden Wir-

kungen entfalten. Für das mittlere Szenario wird angenommen, dass NRW einen Anteil erhält, der ungefähr seinem 

Bevölkerungsanteil entspricht. Da NRW 21,5% der deutschen Bevölkerung stellt, wird für dieses Szenario davon 

ausgegangen, dass bis 2037 insgesamt etwa 88 Mrd. € an Investitionen durch das SVIK realisiert werden (ungefähr 

ein Zehntel des nominalen BIP von NRW des Jahres 2024). 

Die über das SVIK finanzierten Investitionen erfolgen aber nur zum Teil zusätzlich zu Maßnahmen, die ohnehin 

durchgeführt worden wären. Die Zusätzlichkeit wurde zwar gesetzlich festgeschrieben, sie lässt sich nicht allein 

durch die Gesetzgebung sicherstellen. Der Bundeshaushalt für 2026 und die Finanzplanung bis 2029 zeigen zwar 

insgesamt eine Ausweitung der öffentlichen Investitionen, gleichzeitig jedoch auch eine Absenkung der im Kern-

haushalt vorgesehenen Investitionsmittel.1 Für die übrigen Bereiche des Sondervermögens besteht keine Ver-

pflichtung zur Zusätzlichkeit. Es ist daher fraglich, ob die verfügbaren Summen vollständig in zusätzliche Investiti-

onen fließen werden. Der Sachverständigenrat geht für Gesamtdeutschland bis 2030 von einer wahrscheinlichen 

zusätzlichen Investitionswirkung von unter 50% aus. Diese Einschätzung entspricht dem im mittleren Szenario für 

NRW unterstellten Wert. Die im Rahmen des ifo-Ökonomenpanels befragten Fachleute erwarten eine zusätzliche 

Investitionsquote zwischen 20% und 60% (ifo Institut 2025). Die untere Variante der Szenarien orientiert sich am 

unteren Rand dieser Spanne (20%). In der oberen Variante wird hingegen angenommen, dass 80% der durch das 

SVIK ermöglichten Investitionen zusätzlich erfolgen. Dies bedeutet also für die mittlere Variante eine Gesamt-

summe von 44 Mrd. €, wovon der Großteil zwischen 2027 und 2035 ausgegeben werden dürfte. 

Ein großer Teil des SVIK wird im Bau getätigt werden und dort vornehmlich in den Bereichen öffentlicher Hochbau 

und Tiefbau. Mehr Investitionen in Verkehrswege, Energie- und Digitalnetze, Bildungseinrichtungen sowie in die 

Sanierung öffentlicher Gebäude erhöhen zunächst die Nachfrage im Bau- und Ausbaugewerbe, womit sie hier 

Beschäftigung und Wertschöpfung stabilisieren. Zugleich können sie mittelfristig die Produktivität und Standortat-

traktivität verbessern und Anreize für private Investitionen schaffen. Diese ökonomische Erwartung spiegelt sich 

auch in den Einschätzungen vieler Ökonominnen und Ökonomen wider, die öffentlichen Infrastrukturinvestitionen 

grundsätzlich positive Wirkungen auf private Investitionen zuschreiben (ifo Institut 2025). Für NRW bedeutet das: 

Ein Teil der zusätzlichen Bauaktivität dürfte in den Tiefbau (Straßen, Brücken, Schienen), in energetische Sanie-

rungen und in kommunale soziale Infrastrukturen fließen, also in Bereiche, in denen NRW bereits heute einen 

hohen Erneuerungsbedarf aufweist und die in der Praxis häufig an Finanzierungs- und Umsetzungshürden schei-

tern. Mittelfristig liegt der größere Effekt im Produktivitätsgewinn – weniger Staus und Ausfälle, schnellere Geneh-

migungen durch digitale Verwaltung, modernisierte Schulen und Kindertagesstäten können das Humankapital zu-

künftiger Erwerbstätigen erhöhen und den Betreuungsbedarf von Kindern reduzieren, zudem erhöhen kommunale 

Gebäude die Standortqualität und können private Investitionen anziehen. 

 

1 Bei der gesetzlichen Ausgestaltung soll die Zusätzlichkeit dadurch gewährleistet werden, dass nur dann, wenn eine Investiti-

onsquote von 10% durch den Bundeskernhaushalt allein erfüllt sind, zusätzliche Mitteln auf Basis des Sondervermögens aus-
gegeben werden dürfen. Der Sachverständigenrat weist in seinem Jahresgutachten (SVR 2025) darauf hin, dass dies einigen 
Spielraum lässt und somit mehr konsumtive Ausgaben durch Schuldenfinanzierung getätigt werden können bzw. das Steuer-
aufkommen reduziert werden kann. Dieser Spielraum wird u.a. durch die folgenden Faktoren eröffnet: 
1.) Es handelt sich bei der Quote um Planwerte, deren tatsächliche Realisierung im Haushaltsvollzug unsicher ist. 
2.) Die Investitionen in die Verteidigung unterliegen, sofern die gesamten Militärausgaben höher als ein Prozent sind, infolge der 
Grundgesetzänderungen nicht mehr der Schuldenbremse und werden daher nicht mehr zum Kernhaushalt gerechnet. 
3.) Der Investitionsbegriff ist im Zuge der Haushaltsrechnung recht breit gefasst. 
4.) Die Tatsache, dass die 10%-Schwelle politisch nicht besonders ehrgeizig ist und diese zudem eine eher formale Erfüllung 
der Zusätzlichkeit darstellt, garantiert nicht zwingend einen besonders großen realen Mehrinvestitionsschub. 
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Allerdings hängt die tatsächliche Wirkung des Sondervermögens entscheidend davon ab, ob Planung, Genehmi-

gungen und Projektmanagement mit dem erhöhten Investitionstempo Schritt halten können. Finanzpolitisch stellt 

das Sondervermögen zwar einen erheblichen Impuls dar, seine realen Effekte sind jedoch abhängig von den ver-

fügbaren Kapazitäten in Bauverwaltungen, Vergabestellen und Planungsbüros. In einem angespannten Baumarkt 

besteht zudem die Gefahr, dass zusätzliche öffentliche Mittel zunächst eher Preissteigerungen als tatsächliche 

reale Erweiterungen der Bauleistungen auslösen, zumindest so lange, bis private und öffentliche Akteure ihre Ka-

pazitäten anpassen. Für NRW mit seiner hohen Bevölkerungsdichte und komplexen Infrastruktur stellt diese ad-

ministrative und marktseitige Engpassproblematik einen wesentlichen Unsicherheitsfaktor für die Wachstumspro-

jektion dar. Ochsner und Zuber (2025) schätzen für Gesamtdeutschland bis 2035 bei einer angenommenen Zu-

sätzlichkeit von 40% einen kumulativen Wachstumseffekt von etwas weniger als 3%. Für die mittlere Variante der 

Szenarien wird ein geringerer Impuls von rund 2,5% unterstellt, da NRW voraussichtlich ein etwas niedrigeres 

Fördervolumen im Verhältnis zur eigenen Wirtschaftsleistung erhalten wird. Dies entspricht im Projektionszeitraum 

einem zusätzlichen Wirtschaftswachstum vom 0,2% p.a. Kurzfristig dürfte das Sondervermögen Infrastruktur und 

Klimaneutralität die Bauaktivität in NRW spürbar stützen, insbesondere im öffentlichen Hoch- und im Tiefbau. Dies 

ist bedeutsam, da viele Kommunen finanziell stark unter Druck stehen. Ohne diese Mittel bestünde das Risiko, 

dass dringend erforderliche Investitionen weiter aufgeschoben werden. 

Beim Bau spielen Zinsen eine zentrale Rolle für Investitionsentscheidungen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

höhere schuldenfinanzierte Staatsausgaben – insbesondere dann, wenn die Zusätzlichkeit der Investitionen nur 

teilweise gegeben ist – tendenziell zu steigenden Zinsen beitragen. Dies würde die Bauaktivität wiederum dämpfen. 

Das SVIK hat das Potenzial, die Bautätigkeit deutlich zu beleben und das wirtschaftliche Wachstum zu unterstüt-

zen. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass kommunale Projekte zügig zur Umsetzungsreife gebracht, die Kapazi-

täten in der Bauindustrie adäquat ausgeweitet und die Mittel gezielt in besonders kritische Bereiche gelenkt wer-

den, etwa in die Sanierung und den Ausbau von Brücken, den öffentlichen Verkehr, die Schiene, die energetische 

Modernisierung öffentlicher Gebäude oder den Ausbau digitaler Infrastrukturen. 

Weniger eindeutig sind die Effekte der schuldenfinanzierten 

Mehrausgaben für die Verteidigung auf das Produktionspo-

tenzial in NRW. Zwar verfügen Rheinmetall und weitere Un-

ternehmen der Rüstungsindustrie über Standorte im Land 

NRW und aus der verteidigungsnahen Forschung könnten 

technologische Spillover-Effekte entstehen (Moretti 2025; 

Ilzetzki 2025), insbesondere dann, wenn in heimische Rüs-

tungsgüter und Innovationen investiert und der Transfer mi-

litärischer Technologien in zivile Anwendungen erleichtert 

wird. Gleichzeitig absorbiert der Verteidigungssektor jedoch 

Kapital, Material, Arbeitskräfte und Forschungskapazitäten, 

die der zivilen Wirtschaft dann nicht mehr zur Verfügung 

stehen. Insofern ist mit Verdrängungseffekten („crowding 

out“) zu rechnen (Gemeinschaftsdiagnose 2025a). 

Hinzu kommt, dass die Bundeswehr in verschiedenen Be-

reichen gegenüber vergleichbaren Streitkräften Nachholbe-

darf hat. Es ist plausibel, dass ein Teil der zusätzlichen Be-

schaffung im Ausland erfolgt und Investitionen nicht durch-

gängig an der technologischen Spitze stattfinden, verbun-

den mit entsprechend begrenzten Impulsen für Innovatio-

nen. Zudem sind viele Verteidigungsausgaben – etwa für 

Kaserneninfrastruktur oder neue Waffensysteme – zwar 

formal als Investitionen zu verbuchen, sie zielen aber pri-

mär auf die Bereitstellung des öffentlichen Gutes „Verteidi-

gungsfähigkeit“ ab. Sie fließen somit nicht unmittelbar als 

produktives Kapital in den zivilen Produktionsprozess ein. 

Vieles deutet darauf hin, dass NRW im kommenden Jahr-

zehnt ein geringeres BIP-Wachstum erzielen wird als in 

früheren Phasen und voraussichtlich auch unter dem Bun-

desdurchschnitt bleibt. Selbst im günstigen Szenario er- 

reicht die obere Variante in den letzten fünf Jahren des Pro-

jektionszeitraums nur knapp ein Prozent jährliches Wachs-

tum. In der unteren Variante fällt der Produktivitätszuwachs 

so schwach aus, dass er gerade mal den Rückgang des 

Arbeitsvolumens auffangen kann. 

Ein stärkerer Wachstumspfad wäre möglich, wenn es ge-

lingt, das Arbeitskräfteangebot auszuweiten, Qualifikatio-

nen zu verbessern, den Wechsel in neue Tätigkeiten im 

Zuge des Strukturwandels zu erleichtern und längere Ar-

beitszeiten attraktiver zu machen. Unterstützende Rahmen-

bedingungen könnten zudem Innovationen und Investitio-

nen fördern und die Verbreitung neuer Technologien be-

schleunigen. Im positiven Fall würden dadurch die Produk-

tivität und in der Folge das BIP spürbar stärker zulegen. 
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Gleichzeitig ist das internationale Umfeld eine wichtige Un-

sicherheitsquelle. Geopolitische Spannungen, mehr Han-

delshemmnisse und ein intensiverer Wettbewerb sprechen 

dafür, dass der Außenhandel künftig weniger Wachs-

tumsimpulse liefert als in der Vergangenheit. Je nachdem, 

wie sich die internationale Arbeitsteilung und die Handels-

beziehungen entwickeln, können daraus entsprechend po-

sitive oder negative Effekte resultieren. 

Bis 2030 wird die Entwicklung zudem stärker durch die ak-

tuelle Konjunkturlage geprägt. Dafür wird auf die jüngste 

RWI-Konjunkturprognose für NRW zurückgegriffen: Auf das 

Basisjahr 2022 folgten zunächst zwei Jahre mit rückläufiger 

Wirtschaftsleistung. Die Projektion unterstellt nun, dass der 

Tiefpunkt erreicht ist und eine langsame Erholung einsetzt. 

Zudem ist zu erwarten, dass das SVIK – und insbesondere 

seine Umsetzung in NRW – zusätzliche öffentliche Investi-

tionen anstößt und auch private Investitionen belebt. 

3.3 Entwicklung des Bauvolumens und weiterer roh-

stoffnachfragender Wirtschaftssektoren 

Die Nachfrage nach Kies und Sand wird in erster Linie 

durch die Entwicklung des Bauvolumens bestimmt. Die Bil-

dung der Szenarien orientiert sich dabei an der Bauvolu-

menrechnung des DIW (BBS 2022; Gornig und Pagenhardt 

2024) sowie an der aktuellen Prognose für Deutschland 

(DIW 2025). Die Bauvolumenrechnung erfasst nicht nur die 

Leistungen der Bauindustrie, sondern sämtliche Aktivitäten, 

die auf die Errichtung und Instandhaltung von Gebäuden 

ausgerichtet sind, unabhängig davon, in welcher Branche 

sie erbracht werden. Damit stellt sie die geeignetste Größe 

zur Abschätzung des Rohstoffbedarfs dar. Allerdings liegen 

regionale Bauvolumenzahlen, einschließlich der Daten für 

NRW, nur bis zum Jahr 2023 vor. 

Um die jüngsten Entwicklungen dennoch angemessen ab-

zubilden, werden auch der Produktionsindex im Hauptbau-

gewerbe, die reale Bruttowertschöpfung und der Auftrags-

index im Baugewerbe sowie die Baugenehmigungen her-

angezogen. Wie im restlichen Bundesgebiet führten die ab 

dem Jahr 2020 aufeinanderfolgenden Krisen (Corona, Uk-

rainekrieg, Energiekrise) und damit verbundene ungünstige 

Rahmenbedingungen auch in NRW zunächst zu einem 

deutlichen Rückgang der Bauaktivität (Abb. 6).  

Die bis 2023 verfügbaren Bauvolumendaten lassen erken-

nen, dass dieser Einbruch im Vergleich zum Volumen von 

2020 im Vergleich zum Bundesdurchschnitt weniger stark 

ausfiel. In den Jahren danach dürfte sich das Bauvolumen 

in NRW besser als in Gesamtdeutschland entwickelt haben. 

So ist der Produktionsindex im Bauhauptgewerbe im Ver-

gleich zu 2021 sogar gestiegen, während er in Gesamt-

deutschland gefallen ist. Dieser große Unterschied sollte 

auf Grund von methodischen Unterschieden jedoch nicht 

überinterpretiert werden. So ist die reale Bruttowertschöp-

fung auch in NRW zwischen 2021 und 2024 deutlich zu-

rückgegangen, jedoch weniger stark als in Gesamtdeutsch-

land. Ein beschleunigtes Planungs- und Genehmigungsver-

fahren sowie ein hoher Auftragsrückstand könnte die Bau-

wirtschaft in NRW gestützt haben (RWI 2025a).  

Abb. 6: Vergleich des Bauvolumenindexes von NRW mit dem von Deutschland, 2020 = 100 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben von BBSR 2024 und BBSR 2025. – Zur Bestimmung der Real-
werte von NRW wurden gesamtdeutsche Deflatoren verwendet. 
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Dieses Umfeld änderte sich dann aber: Um die hohe Infla-

tion zu bremsen, hob die EZB ihre Leitzinsen in mehreren 

Schritten an und machte damit Baufinanzierungen merklich 

kostspieliger. In Kombination mit den hohen Baukosten und 

einer aufgrund der Krisen gedämpften Nachfrage brach die 

Wohnungsbautätigkeit ein. Seitdem hat die EZB ihre Zinsen 

bis zum zweiten Quartal 2025 schrittweise wieder gesenkt. 

Für die nähere Zukunft ist mit einer stabilen Zinspolitik der 

EZB zu rechnen. 

Erste Signale sprechen dafür, dass der Tiefpunkt bereits 

durchschritten ist. So deutet etwa die 2025 leicht gestie-

gene Zahl der Baugenehmigungen (IT.NRW 2025b) darauf 

hin, dass 2024 den Wendepunkt darstellt und der Neubau 

nun langsam wieder Fahrt aufnimmt. Mittelfristig ist ange-

sichts des weiterhin hohen Bedarfs, der besseren Finanzie-

rungskonditionen und der Kombination aus Bevölkerungs-

wachstum, steigendem Einkommen und zunehmendem 

Platzbedarf pro Person von einer schrittweisen Erholung 

auszugehen. Wie schnell und wie stark dieser Aufschwung 

ist, unterscheidet sich in den verschiedenen Szenarien. 

Im Gegensatz zum Tief- und öffentlichen Hochbau ist im 

Wohnungsneubau durch das SVIK kein positiver Nachfra-

geimpuls zu erwarten. Vielmehr besteht die Gefahr, dass 

infolge der höheren Verschuldung – sofern sich die dadurch 

finanzierten Ausgaben nicht als ausreichend wachstums-

wirksam erweisen – tendenziell zu steigenden Zinsen füh-

ren und damit die Bautätigkeit noch zusätzlich belastet. 

Aufgrund des Einbruchs der letzten Jahre wird in der mittle-

ren Variante der Szenarien davon ausgegangen, dass das 

Niveau des Wohnungsneubaus von 2022 erst nach 2030 

wieder erreicht wird (Tab. 3). Dies ist auch beim gewerbli-

chen Hochbau zu erwarten. Die schwache Nachfrage im 

Verarbeitenden Gewerbe belastet diesen Bereich. Die zu-

nehmende Verbreitung ortsflexibler sowie hybrider Arbeits-

formen verringert zusätzlich den Bedarf an klassischen Bü-

roflächen. Perspektivisch dürfte jedoch der erhebliche Sa-

nierungsbedarf in diesem Gebäudesektor zu einer wieder 

steigenden Bauaktivität führen. Auch die erhöhten Mittel 

aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) werden 

einen spürbaren Beitrag zur Stabilisierung leisten. 

Tab. 3: Veränderungsraten des Bauvolumens in % p.a. 

 

Quelle: Eigene Berechnungen; Basisjahr 2022 nach Angaben von Gornig und Révész (2024). 

Der öffentliche Hochbau hat sich in NRW seit 2012 schwä-

cher entwickelt als im Bund. Dies dürfte u.a. auf den hohen 

Konsolidierungsdruck auf der kommunalen Ebene zurück-

zuführen sein. Im Zuge des SVIK und dessen Umsetzung 

auf der Länderebene wird in diesem Bereich nun jedoch mit 

einer deutlich dynamischeren Entwicklung gerechnet. 

Der Tiefbau zeigte sich in NRW – wie auch bundesweit – 

weitgehend robust und wurde von der allgemeinen Eintrü-

bung nur geringfügig erfasst. Im mittleren Szenario stützen 

die zusätzlichen Mittel aus dem SVIK den bisherigen Auf-

wärtspfad, sodass sich der Trend weiter fortsetzen kann. 

Priorität haben dabei insbesondere der Ausbau der Netze 

sowie eine Intensivierung des Erhalts und der Modernisie-

rung der Verkehrs- und Energieinfrastruktur. In der Summe 

wächst das Tiefbauvolumen in sämtlichen Szenarien 

schneller als die gesamtwirtschaftliche Leistung. 

Quarzkies und -sand wird nicht von der Bauindustrie, son-

dern insbesondere von der Eisen- und Stahlindustrie, der 

Szenario 2026/2022 2030/2022 2035/2030

Obere Variante 1,2% 3,1% 2,0%

Mittlere Variante 1,1% 2,4% 1,5%

Untere Variante 0,7% 1,5% 0,8%

Obere Variante 0,2% 1,4% 1,5%

Mittlere Variante -0,2% 0,9% 1,1%

Untere Variante -0,6% 0,2% 0,4%

Obere Variante -1,1% 1,0% 1,4%

Mittlere Variante -2,1% 0,1% 1,1%

Untere Variante -3,1% -1,0% 0,4%

Obere Variante -0,4% 0,4% 0,8%

Mittlere Variante -0,5% 0,2% 0,4%

Untere Variante -0,6% 0,0% 0,1%

Obere Variante 0,8% 1,7% 1,7%

Mittlere Variante 0,5% 1,3% 1,2%

Untere Variante 0,1% 0,6% 0,4%

Obere Variante 0,4% 1,7% 1,6%

Mittlere Variante 0,1% 1,2% 1,1%

Untere Variante -0,4% 0,4% 0,4%

- Nichtwohnungsneubau

Tiefbau

Hochbau

Insgesamt

- Bestandsmaßnahmen

darunter:

- Wohnungsneubau
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Chemischen Industrie, der Glasherstellung und der Land-

wirtschaft nachgefragt. Die entsprechenden Änderungsra- 

ten der realen Produktion dieser Wirtschaftszweige für die 

drei Szenarien sind in Tab. 4 ausgewiesen. 

Tab. 4: Veränderungsraten der industriellen Produktion in % p.a. 

 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Angaben von IT.NRW. 

Der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowert-

schöpfung in NRW lag 1991 bei 28,7% und hat bis zum Be-

ginn dieses Jahrtausends auf 23% abgenommen. Bis 2016 

lag dieses Verhältnis konstant zwischen 20 und 23%. In den 

letzten Jahren scheint das Verarbeitende Gewerbe jedoch 

erneut an Bedeutung zu verlieren, was darin zum Ausdruck 

kommt, dass im Jahr 2024 nur noch 16,7% der Wertschöp-

fung im Verarbeitenden Gewerbe entstand. 

Die stärksten Rückgänge wiesen die energieintensiven 

Wirtschaftszweige auf. Zusätzlich zu den deutlich gestiege-

nen Energiekosten leidet die Industrie an dem demogra-

fisch bedingten Mangel an Fachkräften, sowie aufgrund von 

Veränderungen auf den Weltmärkten: Die weltweite Nach-

frage verschiebt sich und zusätzliche Wettbewerber – u.a. 

aus China – erhöhen die Wettbewerbsintensität. 

Gerade energieintensive Branchen sind zudem in hohem 

Maße auf eine leistungsfähige und verlässliche Infrastruktur 

angewiesen. Deshalb können gezielte staatliche Investitio-

nen die Standortqualität spürbar verbessern. Angesichts 

 

des intensiven internationalen Wettbewerbs werden die 

Rahmenbedingungen in NRW damit zu einem entscheiden-

den Faktor für die weitere Entwicklung der industriellen Pro-

duktion (IHK Köln 2025). 

Vor diesem Hintergrund unterstellen die Szenarien zu-

nächst eine kurzfristige Beruhigung der Lage im Verarbei-

tenden Gewerbe und anschließend einen nur allmählichen 

Anstieg der Bruttowertschöpfung. Dennoch bleibt das Pro-

duktionswachstum voraussichtlich auch in den kommenden 

Jahren gedämpft. Insbesondere energieintensive Bereiche 

dürften das Produktionsniveau von 2022 nicht so rasch wie-

der erreichen. 

Zudem ist bei dauerhaft höheren Energiekosten damit zu 

rechnen, dass sich Teile der Produktion – selbst bei einer 

konjunkturellen Aufhellung – noch stärker in Regionen mit 

günstigeren Rahmenbedingungen verlagern. Insgesamt 

wachsen die hier betrachteten Industrien daher in allen drei 

Szenarien langsamer als das BIP; entsprechend verschiebt 

sich die Wertschöpfung weiter Richtung Dienstleistungen. 

 

Szenario 2026/2022 2030/2022 2035/2030

Obere Variante -0,1% 0,2% 0,6%

Mittlere Variante -0,3% -0,3% -0,4%

Untere Variante -0,4% -0,4% -0,6%

Obere Variante -1,4% -0,2% 0,9%

Mittlere Variante -1,6% -0,6% 0,4%

Untere Variante -1,8% -0,9% 0,0%

Obere Variante -2,0% -0,7% 0,6%

Mittlere Variante -2,2% -0,9% 0,3%

Untere Variante -2,3% -1,2% 0,0%

Obere Variante -0,5% 0,4% 0,9%

Mittlere Variante -0,6% 0,3% 0,8%

Untere Variante -0,7% 0,2% 0,6%

Eisen/Stahl

Chemische Erzeugnisse

Glas

Landwirtschaftliche Erzeugnisse
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4. Zusätzliche Faktoren mit Wirkungen auf die Rohstoffnachfrage 

4.1 Steigerung der Rohstoffproduktivität 

Die Rohstoffproduktivität ergibt sich aus der Division des re-

alen Bruttoinlandsprodukts durch die Primärgewinnung der 

Rohstoffe (BMU 2020: 23f.). Dieser Indikator bringt somit 

zum Ausdruck, wie viel Wirtschaftsleistung pro Tonne ge-

wonnenem Rohstoff erzielt wird. Die Entwicklung der Roh-

stoffproduktivität ist dabei spiegelbildlich zu jener der Roh-

stoffintensität, die im Zeitverlauf den Rohstoffeinsatz pro re-

alen € BIP misst (RWI 2021: 26ff.). 

In den zurückliegenden zwei Jahrzehnten hat sich die Roh-

stoffproduktivität kontinuierlich erhöht, was sich auch in Zu-

kunft fortsetzen dürfte. Neben der Produktionsmenge wir-

ken sich auf die Rohstoffnachfrage nämlich auch verschie-

dene Produkt- und Prozessinnovationen, Qualitätsverbes-

serungen von Produkten, vermehrte Erhaltungs- statt Neu-

investitionen sowie weitere Faktoren aus. Für Deutschland 

wird im Zeitraum von 2005 bis 2045 bezogen auf alle hei-

misch gewonnenen mineralischen Rohstoffe ein Anstieg 

der Rohstoffproduktivität in Höhe von durchschnittlich 1,2% 

p.a. prognostiziert (RWI 2025c: 6f.; Dehio et al. 2025). 

Der Anstieg der Rohstoffproduktivität ist in der Bauindustrie 

erfahrungsgemäß höher als in anderen rohstoffnachfragen-

den Wirtschaftssektoren. In der Studie „Nachfrage nach Pri-

mär- und Sekundärrohstoffen der Steine-Erden-Industrie 

bis 2040 in Deutschland“ (BBS 2022) wurde für den Projek-

tionszeitraum von 2019 bis 2040 ein durchschnittlicher An-

stieg von 1,75% p.a. angenommen, in der Nachfolgestudie 

„Rohstoffnachfrage 2045“ (RWI 2025c) von 2022 bis zum 

Projektionsjahr 2045 einer von durchschnittlich 1,5% p.a. 

Diese Projektion ist aufgrund der Entwicklungen in der Ver-

gangenheit sowie von Plausibilitätsüberlegungen und Ein-

schätzungen von Expertinnen und Experten sehr gut abge-

sichert. Ausschlaggebend dafür werden künftig u.a. die Um-

setzung verschiedener bautechnischer Maßnahmen, die 

Realisierung von Einsparpotenzialen durch diverse roh-

stoffsparende Innovationen, der Einsatz neuer Werkstoffe, 

Qualitätsverbesserungen und der Fortschritt sein. 

Ein durchschnittlicher Anstieg der Rohstoffproduktivität von 

1,5% p.a. wird für die kommenden zehn Jahre auch für die 

NRW-Bauindustrie als gut abgesicherte Modellannahme 

verwendet. Sollten die für die Erreichung dieser Rate ge-

nannten produktivitätssteigernden Maßnahmen allerdings 

nicht ausgeschöpft oder diese – unterstützt durch staatliche 

Fördermaßnahmen – sogar übertroffen werden, könnte die 

durchschnittliche Steigerung auch mal darunter oder dar-

über liegen, was sich über die Jahre hinweg dann aber wie-

der ausgleichen dürfte. Aus Abb. 7 geht die projizierte Stei-

gerung der Rohstoffproduktivität der NRW-Bauindustrie in 

Bezug auf den Einsatz von Kies und Sand hervor. 

Abb. 7: Entwicklung der Rohstoffproduktivität in der Bauindustrie in Bezug auf Kies und Sand (2022 = 100) 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. 
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Die Berücksichtigung der Steigerung der Rohstoffprodukti-

vität erfolgt im Projektionsmodell durch die Verwendung ei-

nes entsprechenden Anpassungsfaktors. Hierdurch wird 

dann von der realen Bauproduktionsentwicklung auf die 

Rohstoffnachfrage umgerechnet. 

In den Wirtschaftssektoren, die für die Nachfrage nach 

Quarzkies und -sand maßgebend sind, wird die Steigerung 

der Rohstoffproduktivität an die entsprechenden Raten aus 

der Studie „Rohstoffnachfrage 2045“ angelehnt (RWI 

2025c). Hier war für die Eisen- und Stahlindustrie eine Stei-

gerung der Rohstoffproduktivität von 0,5% p.a. angenom-

men worden, für die Chemische Industrie und die Glasher-

stellung eine von 1,0% p.a. Für NRW wird bei der Eisen- 

und Stahlindustrie im Modell eine Steigerung um 0,25% p.a. 

unterstellt, für die Chemische Industrie von 0,75% p.a. und 

für die Glasherstellung von 1,0% p.a. In dem Zusammen-

hang ist zu bedenken, dass sowohl die Eisen- und Stahlin-

dustrie als auch die Chemische Industrie in den kommen-

den Jahren bzw. Jahrzehnten im Zuge der angestrebten 

Dekarbonisierung von einer sehr weitreichenden Transfor-

mation gekennzeichnet sein werden, was deren Möglichkei-

ten vorübergehend einschränken dürfte, Maßnahmen zur 

Steigerung der Rohstoffproduktivität zu ergreifen. 

Für die Rohstoffnachfrage der Industrie ist die angenom-

mene Entwicklung der Rohstoffproduktivität von entschei-

dender Bedeutung. Das lässt sich anhand des zugrundelie-

genden Zusammenhangs zwischen der Produktions- und 

Produktivitätsentwicklung anschaulich verdeutlichen: Steigt 

die reale Produktion eines Industriesektors stärker an als 

dessen Rohstoffproduktivität, dann steigt auch die Nach-

frage nach Rohstoffen an (und umgekehrt). 

4.2 Effizienzgewinn bei der Betonherstellung 

Etwa zwei Fünftel der nachgefragten Menge an Kies und 

Sand gehen in die Herstellung von Beton. Aufgrund einer 

zu erwartenden Effizienzsteigerung bei der Betonherstel-

lung wird sich die Nachfrage künftig entsprechend verrin-

gern. Der Effizienzgewinn ergibt sich u.a. aus der vermehr-

ten Wiederverwendung von Altbeton, wodurch Kies und 

Sand aus der Primärgewinnung zum Teil substituiert wer-

den kann. Weitere Einsparungen resultieren aus der Opti-

mierung der Korngrößen von Kies und Sand, wodurch die 

Festigkeit und Verarbeitungsqualität des Betons verbessert 

und eine weitere Verringerung des Einsatzes von Kies und 

Sand bei der Betonherstellung erzielt werden kann. 

Bis zum Jahr 2035 dürfte gegenüber dem Jahr 2022 mit ei-

nem Effizienzgewinn von insgesamt knapp 5% zu rechnen 

sein, was z.B. in der Studie „Rohstoffnachfrage 2045“ auf 

der Basis von Einschätzungen von Expertinnen und Exper-

ten zugrundgelegt wurde (RWI 2025c). Dies wird im Rah-

men des Projektionsmodells durch einen entsprechenden 

Effizienzfaktor berücksichtigt. Die daraus resultierende Ein-

sparung an Kies und Sand liegt bei etwa 1 Mio. t. 

4.3 Verringerung der Rohstoffausfuhren 

Ausfuhren von Kies und Sand setzen sich in der Außenhan-

delsstatistik aus den beiden Warengruppen „Natürliche 

Sande aller Art“ (WA25059000) sowie „Feldsteine und Kies“ 

(WA25171010) zusammen. Die Außenhandelsstatistik ba-

siert dabei auf Direktmeldungen der ausführenden Unter-

nehmen, die zu einer entsprechenden Meldung verpflichtet 

sind, wenn der Ausfuhrwert 0,5 Mio. € übersteigt. Es müs-

sen demnach also nur relativ große Mengen gemeldet wer-

den, die nicht meldepflichtigen Ausfuhren – wie auch Ant-

wortausfälle – werden von der amtlichen Statistik aber ge-

schätzt. Auch Fehler, die z.B. dadurch entstehen, dass Aus-

fuhrmengen falschen Warengruppen zugeordnet wurden, 

werden mit Hilfe von Prüfungen eliminiert. 

Die Außenhandelsstatistik stellt somit eine sehr aussage-

kräftige Datenquelle dar und ist verlässlicher als die Lan-

desstatistik zur heimischen Gewinnung von Kies und Sand, 

da es hier eine Abschneidegrenze von zehn Mitarbeitenden 

gibt und für die nicht erfassten Mengen keine Korrektur er-

folgt. Zudem weist IT.NRW die Mengen an Kies und Sand 

in der Landesstatistik zusammen mit denen anderer Roh-

stoffe aus, sodass keine trennscharfe Abschätzung der roh-

stoffspezifischen Mengen erfolgen kann. 

Aus Abb. 8 geht die Entwicklung der NRW-Ausfuhren von 

Kies und Sand hervor. Die höchste Ausfuhrmenge lag im 

Betrachtungszeitraum mit 18,2 Mio. t im Jahr 2008, die 

niedrigste mit 6,2 Mio. t im Jahr 2024. Die Ausfuhrmenge 

im Basisjahr 2022 von 8,5 Mio. t entsprach einer Ausfuhr-

quote von knapp 15%. Zum Vergleich: In Deutschland ins-

gesamt lag die Ausfuhrquote 2022 nur bei 5%. Die höhere 

Ausfuhrquote in NRW dürfte an der geografischen Nähe 

zum Benelux-Raum liegen, der eine geringere Pro-Kopf-

Gewinnung an Kies und Sand aufweist, sowie der Erhö-

hung der Transportweite infolge der Rheinverschiffung. Von 

2006 bis 2022 sanken die NRW-Ausfuhren von Kies und 

Sand dann aber um durchschnittlich knapp 4% p.a. (von 

15,9 auf 8,5 Mio. t). Schreibt man die Ausfuhrmenge mit 

dieser Rate fort, werden 2035 nur noch 5 Mio. t ausgeführt 

und somit 3,5 Mio. t weniger als noch 2022 und 1,2 Mio. t 

weniger als 2024. Die Ausfuhrquote sinkt dadurch von 

knapp 15% im Jahr 2022 und 12% im Jahr 2023 auf noch 

gut 9% im Jahr 2035 (in der mittleren Variante der gesamt-

wirtschaftlichen Szenarien; siehe dazu auch Kap. 6). 
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Abb. 8: NRW-Ausfuhren von Kies und Sand in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben von Destatis bzw. IT.NRW. 

Der Abwärtstrend der NRW-Ausfuhren von Kies und Sand 

ist statistisch äußerst stabil; es spricht daher nichts dafür, 

warum er sich in Zukunft nicht fortsetzen sollte. Bezieht man 

die projizierten 5 Mio. t im Jahr 2035 auf das Jahr 2024, 

entspricht der Rückgang 2035 sogar nur durchschnittlich 

2,0% p.a. Das ist weniger als der durchschnittliche Rück-

gang von 2,5% zwischen 2013 und 2022, einem Zeitraum, 

der von einem vergleichsweise moderaten Abwärtstrend 

gekennzeichnet war; hier verzeichneten die Ausfuhren von 

Kies und Sand aus NRW 2016 und 2017 sogar ein Anstieg. 

Die jährlichen Schwankungen gleichen sich auf längere 

Sicht aber aus und der Abwärtstrend bleibt intakt. 

Die NRW-Ausführen von Kies und Sand entfallen aufgrund 

der hohen Transportkosten zu über 99% auf den angren-

zenden Benelux-Raum. Abb. 9 zeigt, wie diese sich auf die 

Niederlande, Belgien und Luxemburg verteilen und im Zeit-

verlauf entwickelt haben. Den größten Rückgang im Zeit-

raum von 2008 bis 2024 hatten mit zwei Dritteln die Nieder-

lande zu verzeichnen, gefolgt von Belgien mit einem Drittel 

und Luxemburg mit nur 8%. Demzufolge sank auch der An-

teil der Niederlande an den gesamten NRW-Ausfuhren von 

85% im Jahr 2006 auf nur noch 74% im Jahr 2024. Der An-

teil von Belgien stieg dagegen von 15% auf 22% und der 

von Luxemburg von 1% auf 3%. 

Alles in allem sanken die Ausfuhren in die drei Benelux-

Länder im Betrachtungszeitraum um mehr als 60%. In der 

tendenziell abwärts gerichteten Entwicklung der NRW-Aus-

fuhren kommt zum Ausdruck, dass die Benelux-Länder be-

müht sind, ihren Selbstversorgungsgrad in Bezug auf mine-

ralische Baurohstoffe zu erhöhen, allen voran die Nieder-

lande. Hier wurde die Gewinnung von Kies und Sand seit 

2008, als die NRW-Ausfuhren im Betrachtungszeitraum ih-

ren Höchststand hatten, kontinuierlich ausgeweitet. Dazu 

wurden u.a. neue Rohstoffquellen erschlossen, wie z.B. die 

Gewinnung von Sand vom Meeresgrund im Zuge der zum 

Hochwasserschutz vorgenommenen Küstenverstärkung. 

Weiterhin wurde die Gewinnung von Kies und Sand durch 

Änderungen der Planungs- und Genehmigungsverfahren 

ausgeweitet und die Akzeptanz dafür durch Schaffung ei-

nes lokalen Mehrwerts erhöht (Wohnen am Wasser). 

Schließlich wurde das Baustoffrecycling im Sinne zirkulären 

Bauens deutlich verbessert, was zeigt, dass dies durch eine 

Umsetzung gezielter Maßnahmen möglich ist. 

Einfuhren spielen bei Kies und Sand für NRW nur eine un-

tergeordnete Rolle. Sie lagen 2006 bei unter 0,1 Mio. t, 

2021 bei 0,4 Mio. t (2021) und im Basisjahr 2022 bei 0,2 

Mio. t. Im Durchschnitt betrugen sie mengenmäßig weniger 

als 2% der Ausfuhren. Aufgrund des Umstands, dass sie 

implizit berücksichtigt werden, da sie den Bedarf der Prim-

ärgewinnung von Kies und Sand vermindern, und mögliche 

Veränderungen gering ausfallen dürften, werden Einfuhren 

nicht näher betrachtet und bei den Modellprojektionen auf 

dem Niveau des Basisjahres 2022 konstant gehalten. 
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Abb. 9: NRW-Ausfuhren von Kies und Sand in Mio. t nach Abnehmerländern 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben von Destatis bzw. IT.NRW (Außenhandelsstatistik). 

Die Ausfuhren von Quarzkies und -sand können anhand 

der Warennummer WA25051000 „Natürliche kieselsaure 

Sande und Quarzsande“ beziffert werden. Die Entwicklung 

der NRW-Ausfuhren ist in Abb. 10 dargestellt. Da die Preise 

von Quarzkies und -sand über denen von Kies und Sand 

liegen, ist auch deren Transportwürdigkeit höher. Es kann 

daher wirtschaftlich sein, sie über größere Entfernungen 

hinweg zu transportieren. Seit 2022 sank der Anteil des Be-

nelux-Raums an den NRW-Ausfuhren auf unter 70% und 

der Anteil der Niederlande auf unter 50%. 

Abb. 10: NRW-Ausfuhren von Quarzkies und -sand in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben von Destatis bzw. IT.NRW (Außenhandelsstatistik). 

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Niederlande Belgien Luxemburg

1,1

2,4

2,0

2,2

1,4
1,5

1,1

0,9

0,8

1,1

1,0

0,9
0,8

0,5

0,3
0,3 0,3

0,4
0,3 0,3

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2035



Studienreihe „Rohstoffmonitoring“ – erster Bericht 

  26 

5. Sekundär- und regenerative Baurohstoffe: Aufkommen, Ver-
wendung und Preise 

5.1 Recyclingbaustoffe 

Bei Recyclingbaustoffen handelt es sich um recycelte mine-

ralische Bauabfälle, die sich aus den Sekundärmaterialien 

(Bodenaushub, Bauschutt, Abbruch) sowie den nach der je-

weiligen Zusammensetzung des Ausgangsmaterial variie-

renden Recyclingquoten ergeben. 2022 lag deren Aufkom-

men deutschlandweit bei 75 Mio. t; sie verteilen sich auf die 

verschiedenen Bauabfallfraktionen wie folgt (BBS 2024; ba-

sierend auf einer Sonderauswertung der Abfallbilanz unge-

fährlicher Bau- und Abbruchabfälle durch Destatis): 

• Boden und Steine: Aufkommen an Sekundärmaterial 

122 Mio. t, Verwertungsquote 87%, Recyclingquote 

11%, Aufkommen an Recyclingbaustoffen 14 Mio. t; 

• Bauschutt: Aufkommen an Sekundärmaterial 55 Mio. 

t, Verwertungsquote 95%, Recyclingquote 82%, Auf-

kommen an Recyclingbaustoffen 45 Mio. t; 

• Straßenaufbruch: Aufkommen an Sekundärmaterial 

17 Mio. t, Verwertungsquote 98%, Recyclingquote 

93%, Aufkommen an Recyclingbaustoffen 16 Mio. t. 

Von der Gesamtmenge an Bau- und Abbruchabfällen wer-

den in Deutschland ca. 10% beseitigt (Ablagerung, Ver-

brennung, Behandlung) und ca. 90% stofflich verwertet, die 

Recyclingquote liegt durchschnittlich bei ca. 36%. Entspre-

chende Werte lassen sich für NRW nicht ohne Weiteres und 

auch nicht trennscharf für die Bauabfallfraktionen bestim-

men. Daher wird das Aufkommen an Recyclingbaustoffen 

über den Output der Bauschuttaufbereitungs- und Asphalt-

mischanlagen abgeleitet. 

Der Anlagenoutput kann für NRW ab 2016 im zweijährigen 

Rhythmus der Statistik „Aufbereitung, Verwertung von Bau- 

und Abbruchabfällen“ von Destatis entnommen werden 

(Genesis-Online-Tabellencode: 32141 -0004; für die Bau-

schuttaufbereitungsanlagen: Merkmal-Code BAU014; für 

Asphaltmischanlagen: ANL012). Dies stellt für die verschie-

denen Fraktionen auch den Rahmen der Stoffflussdia-

gramme des EBV-Monitorings für NRW für das Jahr 2020 

dar (LANUV 2024: 53; für das Jahr 2018 und vorab auch für 

das Basisjahr 2022 wurden dem Rohstoffmonitoring die 

Stoffflussdiagramme zur Verfügung gestellt, die differen-

zierter sind als die genannte amtliche Statistik): 

Boden und Steine: Im Jahr 2018 gingen ca. 3,6 Mio. t als 

Input in Bauschuttrecyclinganlagen ein, 2020 waren es ca. 

4,1 Mio. t und 2022 ca. 4,4 Mio. t. Das Potenzial zur Erhö-

hung des Aufkommens an Recyclingbaustoffen ist beson-

ders groß, was darin zum Ausdruck kommt, dass der Anfall 

an Sekundärmaterialen bei über 22 Mio. t liegt (2020). 

Bauschutt: Von Gemischen aus Beton und Ziegeln (Abfall-

schlüssel 17 01 07) gingen 2018 ca. 5,8 Mio. t als Input in 

die Bauschuttrecyclinganlagen ein, 2020 und 2022 je ca. 

6,0 Mio. t. Der Input der Betonabfälle (Abfallschlüssel 17 01 

01) lag 2018 bei ca. 2,3 Mio. t, 2020 bei ca. 2,4 Mio. t und 

2022 bei ca. 2,6 Mio. t. Hinzu kommen Gleisschotter, Mine-

ralien, Ziegel, Fliesen, Keramik und sonstige Bauabfälle. 

Straßenaufbruch: Straßenaufbruch (Abfallart 17 03 02 Bi-

tumengemische) ging 2018 mit ca. 1,1 Mio. t als Input in 

Asphaltmischanlagen und mit ca. 1,5 Mio. t in Bauschuttauf-

bereitungsanlagen ein, 2020 mit ca. 1,4 bzw. 1,3 Mio. t und 

2022 mit ca. 1,1 bzw. 1,4 Mio. t. 

Ein Teil des Outputs der Bauschuttaufbereitungsanlagen 

geht als Input in die Asphaltmischanlagen ein. Diese Menge 

muss beim Gesamtoutput in Abzug gebracht werden, um 

Doppelzählungen zu vermeiden. Beispielsweise lag der 

Output der Bauschuttaufbereitungsanlagen 2022 bei 15,4 

Mio. t, abzüglich der 252 Tsd. t, die als Input in Asphalt-

mischanlagen gingen, bei 15,1 Mio. t, der Output der As-

phaltmischanlagen betrug 1,6 Mio. t; insgesamt lag der Out-

put und damit das potenzielle Aufkommen an Recycling-

baustoffen in NRW im Jahr 2022 somit bei 16,7 Mio. t. 

Das am Output der Bauschuttaufbereitungs- und Asphalt-

mischanlagen für NRW gemessene Aufkommen an Recyc-

lingbaustoffen geht aus Abb. 11 hervor. Im zurückliegenden 

Jahrzehnt ist ein kontinuierlicher Anstieg des so bestimm-

ten Aufkommens zu verzeichnen, von 14,6 Mio. t 2016 auf 

16,7 Mio. t im Basisjahr 2022 (+14%). Zum Vergleich: Auf 

der Bundesebene stieg das Aufkommen in diesem Zeit-

raum von 72 Mio. t auf 75 Mio. t (+4%). Recyclingbaustoffe 

werden überwiegend im Tiefbau eingesetzt, u.a. im Stra-

ßen- und Erdbau, im Schienenverkehrswegebau und im 

sonstigen Tiefbau (Tunnel- und Kanalbau). Die häufigsten 

Einbauweisen betreffen u.a. die Verwendung als Trag- und 

Frostschutzschicht sowie den Unterbau unter Fundamen-

ten und Baugrundverbesserungen (LANUV 2024). 
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Abb. 11: Aufkommen an Recyclingbaustoffen in NRW von 2016 bis 2035 in Mio. t 
– gemessen am Output der Bauschuttaufbereitungsanlagen und Asphaltmischanlagen – 

 

Quelle: Eigene Darstellung bis 2022 nach Angaben von Destatis, für 2030 und 2035 eigene Berechnungen. – Ein Teil des 
Outputs der Bauschuttaufbereitungsanlagen geht als Input in die Asphaltmischanlagen ein und muss in Abzug gebracht werden, 
um Doppelzählung zu vermeiden; laut Angaben des LANUK waren das 2018 291,3 Tsd. t, 2020 511,9 Tsd. t und 2022 252,3 
Tsd. t; für 2016 wurde der Wert geschätzt (angenommen wird mit 300 Tsd. t in etwa das Niveau von 2018 und 2022). 

Recyclingbaustoffe können den Primärrohstoff Kies und 

Sand, aber auch den Primärrohstoff Naturstein substituie-

ren. Auf der Bundesebene liegt die Relation der gewonne-

nen Mengen an Kies und Sand sowie Naturstein bei etwa 

1,2:1; hier wird angenommen, dass die Recyclingbaustoffe 

zu etwa gleichen Teilen diese beiden Primärrohstoffe sub-

stituieren (RWI 2025c). In NRW liegt diese Relation auf-

grund abweichender Vorkommen und Nachfragestrukturen 

dagegen bei einem Verhältnis von etwa 2:1 (vero versch. 

Jg.); daher ist anzunehmen, dass in NRW ein etwas höhe-

rer Anteil des Aufkommens an Recyclingbaustoffen auf die 

Substitution von Kies und Sand entfällt. 

Das künftige Aufkommen an Recyclingbaustoffen hängt 

u.a. von der Entwicklung der Bauaktivitäten ab, die auch die 

Auswirkungen des SVIK auf das Wachstum des Bauvolu-

mens einschließen (siehe dazu auch Kapitel 3), und der 

Steigerung der Rohstoffproduktivität in der Bauindustrie ab. 

Diese Effekte werden von dem für die vorliegende Studie 

verwendeten Projektionsmodell abgebildet. Die Erhöhung 

der Recyclingquote ist dagegen unabhängig von den Sze-

narien. Eine höhere Recyclingquote kann z.B. durch eine 

entsprechende Aufbereitung erreicht werden, etwa durch 

die Nasswäsche zur Aufbereitung von Bodenmaterial in der 

Fraktion Boden und Steine. Das Potenzial ist hier auch des-

halb höher als in den Fraktionen Bauschutt und Straßenauf-

bruch, weil die Recyclingquote im Vergleich zu den beiden 

anderen Fraktionen noch relativ niedrig und gleichzeitig die 

Menge an Sekundärmaterialien hoch ist. 

Die mögliche Erhöhung des Aufkommens an Recyclingbau-

stoffen aus der Fraktion Boden und Steine wird basierend 

auf Einschätzungen von Branchenkennern für diese Frak-

tion auf der Bundesebene abgeleitet (RWI 2025c). Über-

trägt man die hier angenommene Steigerungsrate auf 

NRW, resultiert daraus ein Anstieg des Aufkommens an Re-

cyclingbaustoffen von rund 1 Mio. t bis zum Jahr 2035, was 

einer Erhöhung des Outputs aus dieser Fraktion um etwa 

ein Drittel entspräche. Dieser Anstieg tritt aber nur dann ein, 

wenn es sich auch wirtschaftlich lohnt, die dafür erforderli-

chen Investitionen in Aufbereitungsanlagen zu tätigen. 

In Hinblick auf das Recycling von Bauschutt wird angenom-

men, dass es künftig zumindest zu keinen wesentlichen ne-

gativen Auswirkungen seitens der jüngsten Novellen der Er-

satzbaustoff- und Gefahrstoffverordnung kommen wird, die 

anfänglich befürchtet wurden, sich bislang aber noch nicht 

bestätigten. Beim Straßenaufbruch, der zu ca. 95% aus 

Kies und Sand besteht, ist die Recyclingquote bereits sehr 
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hoch, sodass ein weiterer substanzieller Anstieg kaum noch 

möglich sein dürfte. 

Das Aufkommen an Recyclingbaustoffen steigt in NRW bis 

2035 gegenüber dem Basisjahr 2022 in der oberen Variante 

der Szenarien um 1,2 Mio. t und in der mittleren Variante 

um 0,6 Mio. t, in der unteren Variante geht es um 0,1 Mio. t 

zurück. Davon ist in Bezug auf Kies und Sand aber nur ein 

Teil substitutionswirksam, da Recyclingbaustoffe nicht nur 

zur Substitution von Kies und Sand eingesetzt werden kön-

nen, sondern – wie ausgeführt – auch von Naturstein. 

Da die Gewinnungsmengen von Kies und Sand künftig vo-

raussichtlich zurückgehen – diese werden im nachfolgen-

den Kapitel 6 bestimmt – und zugleich das Aufkommen an 

Recyclingbaustoffen steigen dürfte, erhöht sich somit auch 

die Sekundärstoffquote. Diese Quote ergibt sich aus dem 

Aufkommen an Recyclingbaustoffen dividiert durch die 

Summe dieses Aufkommens und der Gewinnungsmenge 

an Kies und Sand multipliziert mit 100. Ein Anstieg der Se-

kundärstoffquote bedeutet, dass ein höherer Anteil von Kies 

und Sand durch Recyclingbaustoffe substituiert wird. 

Der hier zur Bezifferung der Menge an Recyclingbaustoffen 

zugrunde gelegte Output der Bauschuttaufbereitungs- und 

Asphaltmischanlagen dürfte – wie auf der Bundebene un-

terstellt wird (BBS 2024; RWI 2025c) – weitgehend zur Sub-

stitution von Kies und Sand bzw. Naturstein verwendet wer-

den. Möglicherweise ist dies aber auch nicht in vollem Um-

fang der Fall. Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 

Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNV NRW) 

geht mit Bezug auf das EBV-Monitoring (LANUV 2024) da-

von aus, dass nur 70% des Outputs der Bauschuttaufberei-

tungsanlagen zur Substitution von Primärrohstoffen einge-

setzt werden kann. 

Für die Projektionen im Rahmen des Rohstoffmonitorings 

ist dieser Aspekt aber nicht relevant, denn in der Gewin-

nung von Kies und Sand ist im Betrachtungszeitraum von 

2015 bis 2022 die Substitution durch Recyclingbaustoffe 

implizit enthalten: Je mehr (bzw. weniger) Recyclingbau-

stoffe zur Substitution von Kies und Sand verwendet wer-

den, umso niedriger (bzw. höher) fällt die Gewinnung von 

Kies und Sand aus. In die Berechnungen des Projektions-

modells muss für das Basisjahr 2022 nur ein plausibler Aus-

gangswert für die Menge an Recyclingbaustoffen eingehen, 

auf den die Projektionen dann aufgesetzt werden. 

Die zusätzlichen Recyclingbaustoffe etwa infolge einer Er-

höhung der Bauaktivitäten oder der Recyclingquoten dürf-

ten dann tatsächlich überwiegend in die Substitution von 

Primärrohstoffen eingehen. Ansonsten würde der dafür er-

forderliche Einsatz von Recyclingtechnologien und die In-

vestition in Recyclinganlagen aus ökonomischen Gründen 

gar nicht erfolgen, weil diese sich über die Substitution von 

Primärrohstoffen wie Kies und Sand und den damit verbun-

denen Einnahmen amortisieren müssen. 

Auf der Bundesebene wird bis 2045 ein zusätzliches Auf-

kommen an Recyclingbaustoffen in der Fraktion Boden und 

Steine in Höhe von ca. 8 Mio. t angenommen (RWI 2025c; 

das technische Potenzial wird von den Experten des BBS 

bei etwa 10% des Sekundärmaterials in der Fraktion Boden 

und Steine gesehen, was etwa 12 Mio. t bis 2045 entsprä-

che). Umgerechnet ergibt sich daraus für NRW die zuvor 

erwähnte Erhöhung der Menge an Recyclingbaustoffen von 

ca. 1 Mio. t bis 2035. 

Das MUNV NRW sieht dagegen – bezugnehmend auf ein 

internes Papier – das technisch umsetzbare Hebungspo-

tential in NRW unter der Voraussetzung einer flächende-

ckenden Verfügbarkeit über Nassaufbereitungsanlagen bei 

ca. 3 Mio. t (MUNV 2026). Dieses technische Potenzial 

würde somit nach den Ergebnissen der Projektion des Roh-

stoffmonitorings bis 2035 zu etwa einem Drittel ausge-

schöpft. Bei dieser Potenzialschätzung durch das MUNV 

werden allerdings keine Kosten berücksichtigt, die laut BBS 

spätestens ab einer zusätzlichen Erhöhung der Recycling-

quote um ca. 10% massiv steigen würden. 

Die unterschiedlichen Ansichten in Hinblick auf die Primär-

rohstoffsubstitution durch den heutigen Anlagenoutput und 

der künftigen Potenziale sollten kritisch hinterfragt und eru-

iert werden, worauf diese zurückzuführen sind. So könnte 

beispielsweise, koordiniert durch das Rohstoffmonitoring, 

im Rahmen eines Online-Workshops einmal verschiedene 

Expertinnen und Experten zu dieser Thematik zusammen-

geführt werden, um die verschiedenen Meinungen auszu-

tauschen und zu diskutieren. Hierdurch ließe sich auch der 

Forschungs- und Wissensbedarf vor dem Hintergrund aus-

loten, inwieweit es an wissenschaftlich tragfähigen Publika-

tionen und hinreichend aussagekräftigen Daten fehlt. 

Der Grund für die nur teilweise Ausschöpfung des vermute-

ten Potenzials besteht darin, dass technische Potenziale 

aus ökonomischen Gründen erfahrungsgemäß immer nur 

zu einem gewissen Teil umgesetzt werden können. Zur Re-

alisierung des angenommenen Potenzials – ob vollständig 

oder nur teilweise – sind wirtschaftlich tragfähige Investitio-

nen in entsprechende Aufbereitungsanlagen erforderlich, 

denen ein Kosten-Nutzen-Kalkül zugrunde liegt. Eine reali-

tätsnahe Projektion sollte sich daher nicht an einer zu weit-

gehenden Umsetzung technischer Potenziale orientieren, 

weil dies dann meist nicht zum Tragen kommt. Durch den 
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technischen Fortschritt, bessere wirtschaftliche Rahmenbe-

dingungen oder politische Maßnahmen könnte es perspek-

tivisch aber grundsätzlich möglich sein, auch eine höhere 

Substitution als in der Projektion im Rahmen des Rohstoff-

monitorings angenommen zu realisieren. 

Ein anderer Aspekt betrifft die möglichen Auswirkungen 

durch die Ersatzbaustoff- und Gefahrstoffverordnung. Wäh-

rend erstere bislang nicht dazu beitragen konnte, das Sub-

stitutionspotenzial durch Recyclingbaustoffe zu erhöhen, 

birgt letztere z.B. mit Blick auf die Asbestproblematik die 

Gefahr, künftig die Menge an Sekundärmaterialien für Bau-

schuttaufbereitungsanlagen einzuschränken. Beide Ver-

ordnungen stellen somit Herausforderungen für die Politik 

dar, bergen aber auch Chancen, durch Novellierungen die-

ser Verordnungen die künftige Verfügbarkeit über Sekun-

därmaterialien zu sichern bzw. auszubauen und damit das 

Substitutionspotenzial durch Recyclingbaustoffe weiter zu 

erhöhen (siehe dazu auch Kapitel 7). 

Eine weitere Frage stellt sich in Bezug auf die Preisentwick-

lung bei Recyclingbaustoffen. In Kapitel 6 wird auf die Preis-

entwicklung von Kies und Sand eingegangen, wofür es 

auch entsprechende Zeitreihen gibt, für Recyclingbaustoffe 

liegen dagegen keine damit vergleichbaren Informationen 

zur Entwicklung der durchschnittlichen Preise vor. Recyc-

lingbaustoffe müssen aber, um wettbewerbsfähig zu sein, 

bei vergleichbaren Qualitäten unter den Preisen der Primär-

rohstoffe angeboten werden (Uhlig 2023). 

5.2 Steinkohlenflugaschen 

Aschen entstehen als Rückstände verschiedener Verbren-

nungsprozesse. Steinkohlenflugaschen sind solche mine-

ralischen Rückstände, die bei der Steinkohleverstromung in 

Kraftwerken entstehen. Sie werden als Staubpartikel in Fil-

teranlagen abgeschieden und gesammelt. Die Steinkohlen-

flugaschen werden vornehmlich als Zusatzstoff bei der Be-

tonherstellung verwendet. Zu einem gewissen Teil substitu-

ieren sie Kies und Sand, da sie die Eigenschaften von Be-

ton positiv beeinflussen. 2022 fielen in Deutschland noch 

rund 2 Mio. t Steinkohlenflugaschen an.  

Durch den Ausstieg aus der Kohleverstromung wird sich 

das Aufkommen an Steinkohlenflugaschen bis 2030 halbie-

ren und bis 2035 dann ganz wegfallen. Ein Mehrbedarf an 

Kies und Sand ergibt sich hieraus aber nicht zwingend, da 

eher auf andere Alternativen zurückgegriffen werden dürfte 

wie z.B. Brechsand, einem Nebenprodukt des Abbaus von 

Naturstein oder von Recyclinganlagen. Insofern dürfte die 

Auswirkung auf den Bedarf an Kies und Sand eher gering 

und bestenfalls von vorübergehender Natur sein. 

5.3 Alternative Baumaterialien 

Die Nachfrage nach Baurohstoffen kann auch durch alter-

native Baumaterialien bedient werden und den Primärroh-

stoff Kies und Sand zum Teil substituieren. Bei diesen al-

ternativen Baumaterialien kann es sich beispielsweise um 

Holz, Lehm, Stroh, Bambus, Flachs, Schilf oder Hanf han-

deln. Denkbar wäre auch die Entwicklung neuer Werkstoffe, 

die als Baumaterialien dienen könnten. 

Für den Einsatz von alternativen Baumaterialien werden 

Einsatzmöglichkeiten vor allem in Bezug auf Holz gesehen. 

Für die meisten anderen alternativen Baumaterialien dürf-

ten in den kommenden fünf bis zehn Jahren dagegen keine 

größeren Einsatzpotenziale realisierbar sein (Techzeitgeist 

2025). Über die Besetzung von kleineren Nischenmärkten 

werden sie aus heutiger Perspektive auch langfristig nicht 

hinauskommen. 

Holz ist ein Baustoff, der schon lange verwendet wird. Im 

20. Jahrhundert wurden Holzbauten aber zunehmend durch 

Mauerwerksbauten ersetzt, die als stabiler und langlebiger 

galten. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts gewann Holz durch 

die baurechtliche Zulassung von Brettsperrholz als regene-

rativer, nachhaltiger Baurohstoff an Bedeutung. Bei der Be-

stimmung der künftigen Marktpotenziale von Holz sind alle 

Faktoren in den Blick zu nehmen, die dessen Verwendung 

begünstigen oder erschweren (in Anlehnung an die Markt-

studie der bulwiengesa AG „Holz als zukunftsweisender 

Baustoff im Neubau“; Verumvest 2024): 

• Nutzungsdauer und Haltbarkeit: Häuser, die in 

Massivbauweise gebaut werden, haben gegen-

über solchen in Holzbauweise Vorteile. Gleichwohl 

können auch Holzbauten über längere Zeiträume 

erhalten bleiben; ihre Nutzungsdauer beträgt mitt-

lerweile etwa 80 Jahre. 

• Kosten: Die Holzbauweise ist im Vergleich zur 

Massivbauweise kostenintensiver, wobei die Kos-

ten mit der Anzahl der Geschosse noch deutlich 

steigen. Dies hängt mit bautechnisch und regulie-

rungsbedingten Voraussetzungen, aufwändigeren 

Herstellungsprozessen, geringeren Stückzahlen 

gegenüber der Massenproduktion bei klassischen 

Rohstoffen (geringere Skaleneffekte) und den mit-

unter hohen Holzpreisen zusammen. Durch eine 

vermehrte Nachfrage nach Bauholz würden sich 

die Holzpreise noch stärker erhöhen, auch wenn 

die Preisentwicklung weniger volatil ist und stei-

gende CO₂-Preise auch zu Preissteigerungen 

konventioneller Baustoffe führen dürften. 



Studienreihe „Rohstoffmonitoring“ – erster Bericht 

  30 

• Bauzeit: Diese ist bei der Holzbauweise aufgrund 

des höheren Vorfertigungsgrads bei einigen Ele-

menten geringer, was zu Zeitersparnissen führt. 

• Nachhaltigkeit: Die Holzbauweise wird im Ver-

gleich zur Massivbauweise als nachhaltiger ange-

sehen, da es sich um einen regenerativen Baustoff 

handelt. Der ökologische Fußabdruck könnte aller-

dings größer sein als häufig angenommen, insbe-

sondere dann, wenn das für die Holzbauweise zu-

sätzlich benötigte Holz importiert werden müsste 

(WWF Deutschland 2022). 

• Wohlfühlfaktor und Optik: Je nach den subjekti-

ven individuellen Einschätzungen kann Holz ein 

angenehmeres Raumklima entfalten und einen 

optisch ansprechenderen Baustoff darstellen. 

• Regulierung: Genehmigungs- und Zulassungs-

verfahren verursachen in Bezug auf die Holzbau-

weise einen höheren Aufwand, um sicherzustel-

len, dass baurechtliche Bestimmungen etwa in 

Hinblick auf Haltbarkeit, Tragfähigkeit sowie 

Brand- und Schallschutz eingehalten werden. In 

Hinblick auf die Regulierung sind daher lange er-

probten traditionellen Baustoffe der Massiv- ge-

genüber der Holzbauweise im Vorteil. 

• Gewicht und Statik: Das geringere Gewicht von 

Holz ist in Hinblick auf den Transport oder bei 

Dachgeschossaufbauten ein Vorteil, in Hinblick 

auf die Statik gegenüber der Massivbauweise da-

gegen ein Nachteil. Beim Bau von einstöckigen 

Häusern kommt eine überwiegende Holzbauweise 

infrage, bei mehrstöckigen Häusern ist dies aus 

Gründen der Statik dagegen schwieriger und er-

fordert verstärkt den Einsatz von Holzbeton. Bei 

Infrastrukturbauten kommt der Einsatz von Holz so 

gut wie gar nicht in Betracht. 

• Fachkräfte: Qualifizierte Arbeitskräfte von Bauun-

ternehmen sind meist stärker auf die Massivbau-

weise ausgerichtet, was für die Holzbauweise ent-

sprechende Nachteile mit sich bringt. Dies kann 

bei Bauherren und Investoren zunächst zu gerin-

gerer Akzeptanz von Holz als Baustoff führen. 

Alles in allem geht aus der Abwägung der zuvor genannten 

Faktoren hervor, dass es zwar einige Punkte gibt, die für die 

Holzbauweise sprechen (geringere Bauzeit, größere Nach-

haltigkeit, Wohlfühlfaktoren), aber auch verschiedene 

Nachteile, die einer vermehrten Verwendung von Bauholz 

entgegenstehen (höhere Kosten, geringere Skaleneffekte, 

Einschränkungen bezüglich der Statik, Schall- und Brand-

schutz, stärker auf klassische Baustoffe zugeschnittene 

Genehmigungs- und Zulassungsverfahren). 

Der Markt für den Baustoff Holz ist aufgrund seiner langen 

Historie und den Verwendungsmöglichkeiten bereits entwi-

ckelter, als das bei den anderen alternativen Baumateria-

lien der Fall ist, dennoch sind auch bei diesem regenerati- 

ven Baustoff die künftigen zusätzlichen Potenziale aus ver-

schiedenen Gründen eher gering. 

Neben den bereits genannten Nachteilen der Holzbauweise 

sind zur Unterlegung dieser Einschätzung folgende As-

pekte zu berücksichtigen: 

1. Substitutionseffekt ist schon hoch: Die bislang 

bereits im Wohnungsneu- und Nichtwohnungs-

neubau verwendete Menge an Holz lässt sich 

nicht exakt beziffern. Gleichwohl hat der Einsatz 

von Holz als Baumaterial zu einer entsprechenden 

Substitution von Kies und Sand geführt. Dieser 

Substitutionseffekt ist in der Menge der Gewin-

nung des Primärrohstoffs Kies und Sand somit im-

plizit enthalten. Eine darüber noch hinausgehende 

Substitution ist nur dann möglich, wenn die ver-

baute Holzmenge künftig weiter steigt. 

2. Geringes Wachstum des Wohnungs- und 

Nichtwohnungsneubaus: Die Projektion des 

künftigen Bauvolumens (siehe dazu auch Kapitel 

3) zeigt, dass die Wachstumsraten im nicht auf Be-

standsmaßnahmen entfallenden Hochbau in NRW 

relativ gering ausfallen dürften. In der an der Nor-

malauslastung des Produktionspotenzials orien-

tierten mittleren Variante steigt der Wohnungsneu-

bau von 2022 bis 2035 mit einer Rate von durch-

schnittlich 0,5% p.a., der Nichtwohnungsneubau 

sogar nur mit durchschnittlich knapp 0,3% p.a. 

3. Holzbauquote könnte weiter steigen: Die Holz-

bauquote stieg in Deutschland beim Wohnungs-

neubau von 12,1% der schwerpunktmäßig aus 

Holz gebauten Wohngebäude im Jahr 2004 auf 

24,1% im Jahr 2024 (Abb. 12). Damit hat sie sich 

in zwei Jahrzehnten verdoppelt. 2024 haben dem-

nach von den für den Bau von Wohngebäuden ge-

nehmigten Bauvorhaben 24,1% schwerpunktmä-

ßig den Baustoff Holz verwendet. Beim Nichtwoh-

nungsbau stieg die Quote von 15,9% (2004) auf 

25,4% (2024). In NRW lag die Quote im Jahr 2024 

beim Wohnungsneubau bei 15,6% und beim 

Nichtwohnungsbau bei 13,1% (Holzbau Deutsch-

land 2025). Damit wies die Holzbauquote in NRW 
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im Vergleich zum Bundesdurchschnitt deutlich 

niedrigere Werte auf, was vornehmlich strukturelle 

Gründe hat, da in NRW z.B. der Anteil der Wohn-

gebäude mit mehreren Wohnungen höher ist als 

im Bundesdurchschnitt. Die Holzbauquote lässt 

aber keinen Rückschluss darauf zu, wie viel Holz 

verbaut wurde, da sie nichts über die Größe der 

Wohnungen und die tatsächlichen Anteile der ein-

zelnen Baustoffe aussagt. Die Holzbauquote 

dürfte künftig zwar weiter steigen, dies gibt für sich 

aber keinen Hinweis darauf, welche Holzbaustoff-

mengen damit verbunden sind. 

4. Struktur des Gebäudebaus ändert sich: In Ein-

familienhäusern kann im Falle der Holzbauweise 

zwar durchaus viel Holz verbaut werden, für die 

Decken, den Bau der Keller oder die zur Erschlie-

ßung der Bauflächen notwendige Infrastruktur ist 

dann aber doch wieder Kies und Sand erforderlich. 

Mengenmäßig kann der Bedarf an Kies und Sand 

dann sogar über die Menge hinausgehen, die etwa 

in den Mehrfamilienhäusern pro Wohneinheit bei 

der Massivbauweise erforderlich ist. In Hinblick auf 

die Substitution von Primärrohstoffen kann eine 

Zunahme der Holzbauquote daher sogar kontra-

produktiv sein. In Mehrfamilienhäusern oder mehr-

stöckigen Nichtwohngebäuden ist der Holzanteil 

dagegen deutlich geringer. Das sind aber genau 

die Gebäudetypen, in deren Richtung sich der 

künftige Trend vermutlich entwickeln wird. Damit 

werden der Baulandbedarf, der Flächenbedarf pro 

Gebäudeeinheit und die Flächenversiegelung ver- 

ringert. Weil dort aber weniger Holz eingesetzt 

wird, können hiervon dann keine größeren Substi-

tutionseffekte ausgehen. Dennoch kann dann Kies 

und Sand eingespart werden, dies wäre aber in 

dem Fall nicht durch den Baustoff Holz bedingt, 

sondern die kleineren Gebäudeeinheiten. 

5. Holzrecycling ist eher Downcycling: Recycling 

ist bei Holz nur bedingt möglich, es handelt sich 

meist um Downcycling, da die Wiederverwendung 

von Altholz auf immer weniger hochwertige An-

wendungen geringerer Qualität und Funktionalität 

verlagert wird, bis es schließlich einer thermischen 

Verwertung zugeführt und das gebundene CO2 

dann wieder freigesetzt wird. Vor diesem Hinter-

grund ist die Nachhaltigkeit der Holzbauweise auf 

längere Sicht differenziert zu betrachten, vor allem 

dann, wenn es nicht nachhaltig nachwächst. In der 

Gesamtschau ist aber dennoch davon auszuge-

hen, dass die Holzbauweise nachhaltiger als die 

Massivbauweise ist (Wolf et al. 2020). 

Alles in allem ist angesichts der diskutierten Bestimmungs-

gründe für das künftige Aufkommen des Baustoffs Holz 

nicht davon auszugehen, dass von der Holzbauweise Po-

tenziale für eine zusätzliche Substitution des Primärroh-

stoffs Kies und Sand entfaltet werden, die über das derzei-

tige Ausmaß hinausgehen (Ergebnissen der Interviews zu-

folge ist auch nicht auszuschließen, dass das Substitutions-

potenzial zurückgeht). Es wird daher angenommen, dass 

es bis 2035 durch alternative Baumaterialien zu keiner zu-

sätzlichen Substitution von Kies und Sand kommen wird. 

Abb. 12: Holzbauquote beim Wohnungsneubau in Deutschland in % der genehmigten Bauanträge für Wohngebäude 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben von Destatis. 
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6. Primärrohstoffe: Gewinnung, Verwendung und Preise 

6.1 Quartärer und präquartärer Kies und Sand 

Gemessen an der gewonnenen Menge ist der Primärroh-

stoff Kies und Sand in NRW und in Deutschland insgesamt 

der bedeutendste Baurohstoff, aber auch der wichtigste hei-

mische mineralische Rohstoff überhaupt (zu den Grundla-

gen zu Kies und Sand BGR 2022a; zur Gewinnung in den 

Bundesländern BGR 2022b). In NRW sind quartärer und 

präquartärer Kies und Sand zu unterscheiden, deren Ge-

winnung vom GD NRW im Rahmen des Abgrabungsmoni-

torings erfasst wird. Die beiden Primärrohstoffquellen unter-

scheiden sich dabei hinsichtlich des Alters, der Verwen-

dung und der behördlichen Zuständigkeit (Exkurs 3). 

Exkurs 3: Merkmale vom quartären und präquartären Kies und Sand 

Erdgeschichtliche Herkunft: Quartärer Kies und Sand ist im Quartär entstanden und damit jünger als 2,6 Mio. 

Jahre. Seine Entstehung ist glazialer und fluviatiler Natur (Entstehung durch Bewegung von Gletschern und Trans-

port in Flüssen). Präquartärer Kies und Sand entstammt dagegen Sedimenten, die älter als das Quartär sind, die 

sich also bereits vor mehr als 2,6 Mio. Jahren abgelagert haben (z.B. im Tertiär). Er ist aufgrund seiner früheren 

Entstehung verfestigter, durch Verwitterung oder Oxidation chemisch stärker verändert, meist abgerundeter und 

kommt weniger oberflächennah vor als quartärer Kies und Sand. 

Quarzgehalt: Der Quarzgehalt ist beim quartären Kies und Sand, der in der Bauindustrie zum Einsatz kommt, 

deutlich geringer als bei präquartärem Kies und Sand. Soweit es sich bei letzterem um Quarzkies und -sand han-

delt, wird dieser von der Eisen- und Stahlindustrie, der Chemischen Industrie oder der Glasherstellung verwendet. 

Abgrabungs- versus Bergrecht: Während Unternehmen, die quartären Kies und Sand gewinnen, fast aus-

schließlich dem Abgrabungsrecht von NRW bzw. bei Nassabgrabungen dem Wasserrecht unterliegen, unterste-

hen Unternehmen, die präquartären Kies und Sand gewinnen, meist dem Bergrecht. Für sie ist damit die Bezirks-

regierung Arnsberg als Behörde zuständig und es gelten zum Teil andere zulassungs- und genehmigungsrechtli-

che Voraussetzungen. Die Gewinnung von Kiesen und Sanden unterliegt nur dann dem Bergrecht, wenn sich um 

quarzreiche Rohstoffe handelt, soweit sie sich zur Herstellung feuerfester Erzeugnisse oder Ferrosilizium eignen. 

Die Anforderungen gelten in der Regel als erfüllt, wenn der Quarzanteil bei mindestens 80% liegt und einen be-

stimmten Schmelzpunkt erreicht. Die Notwendigkeit einer tatsächlichen Nutzung der geförderten Rohstoffe als 

Quarzkies und -sand für die Herstellung feuerfester Erzeugnisse oder Ferrosilizium ist damit aber nicht verbunden. 

Abb. 13 ist die Entwicklung der Gewinnung von quartä-

rem und präquartärem Kies und Sand in NRW zu ent-

nehmen (gleitende Durchschnittswerte der letzten sechs 

Jahre). Während 2015 noch 58 Mio. t quartärer Kies und 

Sand gewonnen wurde und 2017 bis 2019 über 60 Mio. t, 

waren es im Basisjahr 2022 noch 52,4 Mio. t. Anhand des 

linearen Trends (siehe die gestrichelte schwarze Linie) wird 

ersichtlich, dass die Gewinnung im Zeitverlauf tendenziell 

rückläufig ist, von anfänglich über 60 auf inzwischen unter 

55 Mio. t, was seit 2015 einem trendmäßigen Rückgang um 

ca. 10% entspricht. Maßgeblich dafür war u.a. der deutliche 

Rückgang der Ausfuhren (siehe dazu auch Kap. 4.3). 

Die Gewinnung von präquartärem Kies und Sand war eben-

falls rückläufig. Im Betrachtungszeitraum wies sie 2016 mit 

12 Mio. t den höchsten Wert auf, bis zum Basisjahr 2022 

ging sie dann auf 8,6 Mio. t zurück. Trendmäßig nahm die 

Gewinnungsmenge (siehe die gestrichelte graue Linie) so-

gar noch stärker ab als die von quartärem Kies und Sand, 

und zwar von 12 Mio. t auf 9,5 Mio. t; seit dem Jahr 2015 

ging sie somit trendmäßig um ca. 20% zurück. 

Die Besonderheit von Kies und Sand besteht, dass es sich 

durch das im Verhältnis zum Gewicht geringen Werts um 

einen transportkostensensiblen Primärrohstoff handelt. 

Daher sollte eine möglichst flächendeckende Gewinnung 

gewährleistet werden, um die Versorgung der Industrie mit 

diesen Rohstoffen zu angemessenen Preisen zu gewähr-

leisten, da längere Transportwege aus ökonomischen und 

ökologischen Gründen nicht nachhaltig sind (BGR 2024). 
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Abb. 13: Gewinnung von quartärem und präquartärem Kies und Sand in NRW in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben des GD NRW (45 Monitoringberichte verschiedener Planungsge-
biete und Jahrgänge). 

Die Steigerung der Rohstoffproduktivität und die Substitu-

tion durch Recyclingbaustoffe (siehe dazu auch Kap. 4.1 

und 5.1) sollte zugleich durch entsprechende Maßnahmen 

ausgeschöpft werden, um die Rohstoffgewinnung und die 

damit einhergehende Flächeninanspruchnahme möglichst 

gering zu halten. Die Flächeninanspruchnahme, d.h. die 

Fläche, die pro Jahr für die Gewinnung von Kies und Sand 

zusätzlich erforderlich ist, lag 2015 in NRW bei 236 ha und 

2022 bei 202 ha (0,005% der gesamten Fläche von NRW); 

sie ist somit zurückgegangen (-14%), was mit der geringe-

ren Gewinnung (-12%), aber auch damit zusammenhing, 

dass Lagerstätten besser ausgeschöpft wurden. 

Die statistische Reichweite, also die bereits genehmigte 

Abgrabungsmenge dividiert durch die jährliche Gewinnung 

von Kies und Sand, lag nach Auswertung der Abgrabungs-

monitoring-Berichte 2022 bei 29 Jahren. Damit wäre der 

vom Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) für Locker-

gesteine als Ziel vorgegebene Versorgungszeitraum von 25 

Jahren (siehe dazu auch Kap. 7.1) derzeit erfüllt. Die Flä-

che, die für die künftige Gewinnung von Kies und Sand ge-

mäß den bereits erfolgten Genehmigungen potenziell zur 

Verfügung steht, liegt derzeit bei knapp 6,8 Tsd. ha. 

 

Bei der Flächeninanspruchnahme zur Gewinnung von Kies 

und Sand handelt es sich allerdings um keinen dauerhaften, 

sondern nur vorübergehenden Eingriff in den Naturhaus-

halt, auch wenn er einige Jahre andauert. Es besteht somit 

ein Unterschied zu anderen Flächennutzungen, wie etwa 

der dauerhaften Nutzung von Flächen für Siedlungszwe-

cke, die in der Regel auch mit einer Flächenversiegelung 

verbunden ist. Durch die Lagerstätten, die zur Gewinnung 

von Kies und Sand genutzt werden, können neue artenrei-

che Naturräume entstehen, indem sich hier schon während 

der Rohstoffgewinnung seltene Tier- und Pflanzenarten an-

siedeln (BGR 2017: 55ff.); diese können dann dauerhaft als 

deren Rückzugsgebiete fungieren (D-EITI 2023). 

Wichtige Einsatzbereiche von Kies und Sand sind die Be-

tonherstellung und der Tiefbau. Kies und Sand wird somit 

vornehmlich von der Bauindustrie verwendet. Soweit es 

sich um Quarzkies und -sand handelt, verwenden diesen 

aber andere Wirtschaftssektoren (z.B. die Eisen- und Stahl-

industrie, die Chemische Industrie oder die Glasherstel-

lung). Um die unterschiedlichen Nachfragestrukturen adä-

quat abbilden zu können, ist es erforderlich, den Anteil von 

Quarzkies und -sand am gewonnenen präquartären Kies 

und Sand zu bestimmen (Exkurs 4). 
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Exkurs 4: Anteil von Quarzkies und -sand am präquartären Kies und Sand 

Quarzkies und -sand ist im präquartären Kies und Sand vollständig enthalten, macht aber nur einen Teil der Ge-

samtmenge aus. Das zeigt sich darin, dass die Gewinnung von Quarzkies- und -sand auf der Bundesebene 2015 

bei 9,7 Mio. t lag (MIRO 2025: 122), die Gewinnung von präquartärem Kies und Sand laut dem Abgrabungsmoni-

toring NRW aber bei 11,5 Mio. t; die entsprechenden Werte für das Basisjahr 2022 lagen bei 10,5 bzw. 8,6 Mio. t, 

die für das Jahr 2023 bei 9,1 bzw. 10,7 Mio. t. Diese Zahlen geben bereits einen klaren Hinweis darauf, dass nur 

ein Teil von dem in NRW gewonnenen präquartären Kies und Sand auf Quarzkies- und -sand im engeren Sinne 

entfällt. Der Anteil liegt unseren Recherchen zufolge bei näherungsweise einem Drittel: 

• Unternehmen, die in NRW präquartären Kies und Sand gewinnen, unterstehen dem Bergrecht. Sie müssen 

daher, anders als Unternehmen, die dem Abgrabungsrecht unterliegen, die Rohstoffmengen, die sie gewin-

nen, an die jeweiligen Bergbehörden melden, zudem werden auch Kleinstunternehmen erfasst. Für das Jahr 

2014 wurden die Rohstoffgewinnungsmengen dieser Unternehmen einmal für ganz Deutschland nach Bun-

desländern ausgewertet (BGR 2016: 64; BMWE 2015: 50). Demnach meldeten 269 Unternehmen eine ver-

wertbare quarzhaltige Erzeugung von 31,7 Mio. t (die Erzeugung weiterer 22 Unternehmen aus Rheinland-

Pfalz, Saarland und Sachsen durfte nicht veröffentlicht werden und ist hierin somit nicht enthalten), auf NRW 

entfielen hiervon 13,1 Mio. t, also 41% (der Anteil von NRW an den Ausfuhren lag bei 38%). Bezogen auf die 

seinerzeitige bundesweite Gewinnung von Quarzkies und -sand von 10 Mio. t wären das in NRW ca. 4 Mio. t 

gewesen, also ein Drittel der seinerzeitigen NRW-Gewinnung von rund 12 Mio. t präquartärem Kies und Sand. 

• Von dem in Deutschland gewonnenen Quarzkies und -sand wurden 2019 bis 2024 durchschnittlich 10% aus-

geführt (Ausfuhren ins Ausland, nicht der Intrahandel zwischen Bundesländern). Zum Vergleich: Bei Kies und 

Sand lag die Ausfuhrquote nur bei 5%, denn Quarzkies und -sand weist wegen höherer Wertigkeit eine grö-

ßere überregionale Bedeutung und Transportweite auf. Ein Drittel der Ausfuhren von Quarzkies und -sand 

entfiel 2019 bis 2024 auf NRW. Es dürfte in NRW somit nur ein Drittel der Gewinnung von präquartärem Kies 

und Sand in NRW auf Quarzkies und -sand entfallen, um zumindest auf die bundesweite Ausfuhrquote von 

10% zu kommen (zu erwarten wäre eher eine höhere als eine niedrigere Quote). 

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass etwa ein Drittel der Gewinnung von präquartärem Kies und 

Sand in NRW auf Quarzkies und -sand im engeren Sinne entfällt, der in den genannten anderen Sektoren zum 

Einsatz kommt, zwei Drittel dagegen auf Kies und Sand, der letztendlich in der Bauindustrie verwendet wird. 

In Abb. 14 sind die Gewinnung von quartärem und präquar-

tärem Kies und Sand (ohne Quarzkies und -sand) in NRW 

ausgewiesen. Das ist die Menge an Kies und Sand, die 

letztendlich in der NRW-Bauindustrie zum Einsatz gekom-

men ist oder in den Benelux-Raum ausgeführt wurde. 

Räumlich konzentriert sich die Gewinnung aufgrund der ge-

ologisch bedingten Vorkommen auf das Rheinland (beson-

ders den Niederrhein) und entlang der Weser, weniger auf 

Ruhrgebiet und Bergisches Land. Den höchsten Wert wies 

im Betrachtungszeitraum mit 70,2 Mio. t das Jahr 2018 auf, 

den niedrigsten Wert mit 58,1 Mio. t das Basisjahr 2022; von 

2018 bis 2022 ging die Menge somit um 17% zurück. 

In Abb. 15 ist die Menge an Kies und Sand (ohne Quarzkies 

und -sand) für NRW im Vergleich zu Deutschland ausge-

wiesen. In den Zeitreihen wird der Aufschwung der Bauin-

dustrie bis zum Ende des vergangenen Jahrzehnts und 

dessen anschließender Abschwung sichtbar. NRW und 

Deutschland unterscheiden sich hinsichtlich der Verlaufs-

muster, es ist aber jeweils ein rückläufiger Trend zu konsta-

tieren, der in der negativen Steigung der Trendlinien zum 

Ausdruck kommt. Die Rückgänge seit 2019/2020 sind eine 

Folge der Krisen der vergangenen Jahre, die infolge der in-

flationsbedingt gestiegenen Zinsen zu einem weitgehenden 

Erliegen des vorherigen Baubooms geführt haben. 

In Deutschland ist die Gewinnung von Kies und Sand von 

2018 bis 2022 um 12% zurückgegangen, in NRW um 17%; 

2024 ist in NRW ein Rückgang gegenüber 2022 zu erwar-

ten (die Zahlen liegen noch nicht vor), worauf hindeutet, 

dass die Auslandsnachfrage weiter zurückging: Während 

2018 10 Mio. t Kies und Sand von NRW in den Benelux-

Raum ausgeführt wurden und 2022 8,5 Mio. t, waren es 

2024 nur noch 6,2 Mio. t (siehe dazu auch Kap. 4.3). 
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Abb. 14: Gewinnung von quartärem und präquartärem Kies und Sand ohne Quarzkies und -sand in NRW in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Angaben vom GD NRW (45 Monitoringberichte verschiedener Planungsge-
biete und Jahrgänge). 

Abb. 15: Gewinnung von Kies und Sand in NRW und Deutschland jeweils ohne Quarzkies und -sand in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen nach Angaben vom GD NRW (45 Monitoringberichte verschiedener Planungs-
gebiete und Jahrgänge) und von MIRO (2025: 122). 
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Abb. 16 zeigt die Entwicklung der Gewinnung von Quarz-

kies und -sand auf. Der Anteil von NRW an der bundeswei-

ten Gewinnung schwankt zwischen 30 und 40%, im Durch-

schnitt liegt er bei etwa 35%. Der hohe Anteil hängt damit 

zusammen, dass NRW bei diesem Primärrohstoff, der vor-

nehmlich in der Eisen- und Stahlindustrie, in der Chemi-

schen Industrie und bei der Glasherstellung zum Einsatz 

kommt, über ergiebige Vorkommen verfügt. Dies gilt beson-

ders für Quarzkies, der in NRW vor allem in Dorsten, Wit

 

terschlick und Flerzheim gewonnen wird. Außerhalb von 

NRW gibt es in Deutschland nur vereinzelt Gewinnungs-

stätten für Quarzkies, etwa in Rheinland-Pfalz, Sachsen 

oder Thüringen. Die genannten Lagerstätten gewinnen 

auch Quarzsand, der aber in der Fläche wesentlich häufiger 

vorkommt und in den meisten Bundesländern gewonnen 

wird. Über Dorsten, Witterschlick und Flerzheim hinaus wird 

Quarzsand in NRW z.B. noch in Coesfeld, Frechen, Haltern 

am See und Herzogenrath gewonnen. 

Abb. 16: Gewinnung von Quarzkies und -sand in NRW und Deutschland in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen nach Angaben vom GD NRW (45 Monitoringberichte verschiedener Planungs-
gebiete und Jahrgänge) und von MIRO (2025: 122). 

Aus Abb. 17 geht die Entwicklung der nominalen Preise für 

Kies und Sand sowie Quarzkies und -sand hervor (jeweils 

als bundesdurchschnittliche Preise; für NRW liegen durch-

schnittliche Preise in der Form nicht vor). Für Kies und Sand 

werden niedrigere Preise erzielt, da Quarzkies und -sand in 

höherwertigeren Anwendungen zum Einsatz kommt. Aller-

dings stiegen die nominalen Preise für Kies und Sand kon-

tinuierlich an, während sie für Quarzkies und -sand zwar 

schwankten, der Tendenz nach aber rückläufig waren. 

Insgesamt stiegen die Preise für Kies und Sand von 2015 

bis 2024 um 68% (knapp 6% p.a.; von 2015 bis 2020 waren 

es allerdings nur 3,5% p.a.). Die Preise für Quarzkies und -

sand gingen in diesem Zeitraum dagegen um 16% zurück, 

was auch damit zusammenhängen dürfte, dass sie vor-

nehmlich von energieintensiven Industrien verwendet wer-

den. Während 2015 die Preise für Quarzkies und -sand die 

für Kies und Sand noch um 235% übertrafen, waren es im 

Jahr 2024 dann nur noch 66%. 

Die Höhe der Umsätze für den Verkauf von Kies und Sand 

ist Abb. 18 zu entnehmen. Legt man die Durchschnitts-

preise für Kies und Sand zugrunde, lagen die Umsätze in 

NRW 2015 bei 0,42 Mrd. € und im Basisjahr 2022 bei 0,52 

Mrd. € (+26%); in Deutschland stiegen sie in diesem Zeit-

raum um 49%. Die Umsätze mit Quarzkies und -sand lagen 

im Basisjahr 2022 in NRW bei 0,06 Mrd. € und in Deutsch-

land insgesamt bei 0,2 Mrd. €. 
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Abb. 17: Nominale Preise von Kies und Sand sowie Quarzkies und -sand in €/t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen für Deutschland nach Angaben von MIRO (2025: 122f.). 

Abb. 18: Nominale Umsätze mit Kies und Sand (ohne Quarzkies und -sand) in NRW und Deutschland in Mrd. € 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen nach Angaben von MIRO (2025: 122f.). 
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6.2 Gewinnung von Kies und Sand im Jahr 2035 

Abb. 19 sind für die drei gesamtwirtschaftlichen Szenarien 

die Ergebnisse der Projektion des Primärgewinnungsbe-

darfs an Kies und Sand in NRW (ohne Quarzkies und -

sand) in den Jahren 2030 und 2035 zu entnehmen. Wäh-

rend die Menge an Kies und Sand in der oberen Variante 

der Szenarien leicht unter der des Basisjahres 2022 liegt  

(-1%), ist sie in der unteren Variante deutlich geringer 

(-16%). In der mittleren Variante sinkt die Gewinnungs-

menge von 58,1 Mio. t im Basisjahr 2022 auf 55,9 Mio. t im 

Jahr 2030 (-4% gegenüber 2022) und 53,4 Mio. t im Jahr 

2035 (-8% gegenüber 2022). Der Anteil von präquartärem 

Kies und Sand an den projizierten Gewinnungsmengen an 

Kies und Sand insgesamt, der von der Bauindustrie ver-

wendet wird (und nicht als Quarzkies und -sand von ande-

ren Wirtschaftssektoren), beträgt jeweils knapp 10%. 

Abb. 19: Projektionsergebnisse zur Gewinnung von Kies und Sand ohne Quarzkies und -sand in NRW in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

Für die Ableitung des Degressionsfaktors (siehe dazu den 

nachfolgenden Abschnitt 6.3) ist die mittlere Variante maß-

gebend, da diese sich an dem mit der höchsten Wahr-

scheinlichkeit erwarteten Produktionspotenzial der NRW-

Wirtschaft bei einer Normalauslastung der Produktionsfak-

toren orientiert. Das Zustandekommen der Projektions-

menge in diesem Szenario für das Jahr 2035 wird deshalb 

im Folgenden etwas näher beleuchtet: 

• Das Bauvolumen, das die Nachfrage nach Kies 

und Sand maßgeblich beeinflusst, steigt der ge-

samtwirtschaftlichen Projektion zufolge in NRW in 

der mittleren Variante im Hochbau von 2022 bis 

2035 um 1,0% p.a. und im Tiefbau um 2,1% p.a. 

an (siehe dazu auch Kap. 3.3). Der davon ausge-

hende Nachfrageeffekt liegt bei ca. 10 Mio. t. 

• Zur Umrechnung der Entwicklung des realen Bau-

volumens in Hinblick auf die davon initiierte tat-

sächliche Veränderung der Nachfrage nach Kies 

und Sand wird als zweiter maßgeblicher Faktor die 

Steigerung der Rohstoffproduktivität zugrunde 

gelegt. Es wird angenommen, dass die Rohstoff-

produktivität in allen Segmenten des Bauvolu-

mens um 1,5% p.a. steigt (siehe dazu auch Kap. 

4.1). Dies würde dazu führen, dass mehr als 10 

Mio. t weniger an Kies und Sand erforderlich wä-

ren. Beide Faktoren – das Bauvolumen und die 

Rohstoffproduktivität – zusammengenommen füh-

ren somit zu einem Rückgang der Nachfrage nach 

Kies und Sand im Hochbau um 0,5% p.a. und ei-

ner Erhöhung im Tiefbau um 0,6% p.a. 
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• Darüber hinaus ist bis zum Jahr 2035 – Einschät-

zungen von Expertinnen und Experten zufolge – 

mit einem Effizienzgewinn bei der Betonherstel-

lung von insgesamt knapp 5% auszugehen. Da 

knapp zwei Fünftel der Nachfrage nach Kies und 

Sand auf die Betonherstellung zurückzuführen 

sind, dürfte es durch diesen Effizienzgewinn im 

Jahr 2035 zu einem verminderten Bedarf an Kies 

und Sand in Höhe von knapp 1 Mio. t kommen 

(siehe dazu auch Kap. 4.2). 

• Es wird angenommen, dass sich – wie bereits in 

den zurückliegenden zwei Jahrzehnten – auch 

künftig die Ausfuhren von Kies und Sand weiter 

reduzieren werden. Im Basisjahr 2022 lagen sie 

bei 8,5 Mio. t, bis 2035 dürften sie auf 5 Mio. t sin-

ken, was einem Rückgang um 4% p.a. gegenüber 

2022 entspräche (siehe dazu auch Kap. 4.3); dies 

wäre ein Rückgang um 3,5 Mio. t (gegenüber dem 

Jahr 2024 beträgt der Rückgang noch 1,2 Mio. t). 

• Das Aufkommen des Sekundärrohstoffs Recyc-

lingbaustoffe, das zum Teil Kies und Sand sub-

stituieren kann, steigt von 16,7 Mio. t im Basisjahr 

2022 auf 17,3 Mio. t im Jahr 2035 an (siehe dazu 

auch Kap. 5.1). Die Sekundärstoffquote – Menge 

an Recyclingbaustoffen dividiert durch die Summe 

der Mengen an Recyclingbaustoffen sowie Kies 

und Sand multipliziert mit 100 – steigt somit an, da 

die Gewinnung von Kies und Sand zugleich zu-

rückgehen wird. Das setzt allerdings voraus, dass 

es zu der angenommenen Steigerung der Recyc-

lingquote auch kommt, wodurch das Aufkommen 

bis 2035 um knapp 1 Mio. t steigt (vornehmlich 

durch eine höhere Quote in der Fraktion Steine 

und Erden). In Hinblick auf das Aufkommen an Re-

cyclingbaustoffen wird zudem angenommen, dass 

die anfangs befürchteten negativen Auswirkungen 

etwa durch die Ersatzbaustoff- oder Gefahr-

stoffverordnung auch tatsächlich – wie hier ange-

nommen – weitgehend ausbleiben werden. 

• Durch den Wegfall der Steinkohlenflugaschen 

infolge des Ausstiegs aus der Kohleverstromung 

wird das Aufkommen an diesen Aschen, die einen 

gewissen Teil von Kies und Sand substituieren 

können, wegfallen. Dies kann aber höchstens vo-

rübergehend und in geringem Umfang zu einem 

zusätzlichen Bedarf an Kies und Sand führen. 

• Durch alternative Baumaterialien wird bis zum 

Jahr 2035 aus verschiedenen Gründen voraus-

sichtlich kein zusätzliches Potenzial zur Substitu-

tion von Kies und Sand entfaltet werden können, 

welches über das des Basisjahres 2022 hinausge-

hen dürfte (siehe dazu auch Kap. 5.3). 

Alles in allem sinkt somit der Bedarf für die Gewinnung des 

Primärrohstoffs Kies und Sand (ohne Quarzkies und -sand) 

in der mittleren Variante der gesamtwirtschaftlichen Szena-

rien bis zum Jahr 2035 um 4,5 Mio. t, obwohl die Baunach-

frage in den kommenden zehn Jahren weiter steigen wird, 

u.a. bedingt durch öffentliche Bauinvestitionen (siehe dazu 

auch die Analyse der Auswirkungen des Sondervermögens 

Infrastruktur und Klimaneutralität in Kap. 3). Das hängt 

maßgeblich mit den Maßnahmen der rohstoffnachfragen-

den Wirtschaftssektoren zur Steigerung der Effizienz und 

Nachhaltigkeit des Einsatzes des Primärrohstoffs Kies und 

Sand zusammen. 

Die dadurch steigende Rohstoffproduktivität kann die auf-

grund des Anstiegs des Bauvolumens steigende Bauroh-

stoffnachfrage – im Hochbau, vor allem aber auch im Tief-

bau – in einem erheblichen Ausmaß kompensieren. Der an-

genommene weitere Rückgang der NRW-Ausfuhren von 

Kies und Sand wird ebenfalls einen substanziellen Beitrag 

dazu leisten, den künftigen Bedarf zur Gewinnung von Kies 

und Sand zu verringern, wie auch das steigende Aufkom-

men an Recyclingbaustoffen. 

In der oberen Variante der Szenarien verbleibt der Bedarf 

zur Gewinnung von Kies und Sand annähernd auf dem Ni-

veau von 2022. Das bedeutet, dass eine positivere wirt-

schaftliche Entwicklung, als sie für NRW aus heutiger Sicht 

als wahrscheinlich anzunehmen ist, dazu führen kann, dass 

kein wesentlicher Rückgang der erforderlichen Primärroh-

stoffgewinnung eintreten wird. Bei der unteren Variante, die 

eine ungünstigere wirtschaftliche Entwicklung impliziert, 

geht der Bedarf der Primärrohstoffgewinnung in Bezug auf 

Kies und Sand dagegen deutlicher zurück und sinkt bis 

2035 in NRW sogar auf unter 50 Mio. t (-16%). 

Quarzkies und -sand kommt vor allem in der Eisen- und 

Stahlindustrie, der Chemischen Industrie und der Glasher-

stellung zum Einsatz. Die Gewinnung dieser Primärroh-

stoffe geht in allen Szenarien in den Projektionsjahren 2030 

als 2035 zurück (Abb. 20). Ursächlich hierfür ist die verhal-

tene Entwicklung der nachfragenden Industriesektoren und 

die Veränderung der Rohstoffproduktivität. 
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Abb. 20: Projektionsergebnisse zur Gewinnung von Quarzkies und -sand in NRW in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

6.3 Ableitung des Degressionsfaktors und Etablie-

rung von einem Warnmechanismus 

Das Rohstoffmonitoring hat die Aufgabe, einen Degressi-

onspfad bzw. -faktor wissenschaftlich abzuleiten (Die Lan-

desregierung Nordrhein-Westfalen 2025a: 144ff.). Dies wird 

wie erwähnt an der Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 

Produktionspotenzials bei Normalauslastung der Produkti-

onsfaktoren Arbeit und Kapital und der davon abgeleiteten 

Entwicklung des Bauvolumens in NRW bis zum Jahr 2035 

bei der mittleren Variante der gesamtwirtschaftlichen Sze-

narien ausgerichtet (siehe dazu auch Kap. 3). 

Die mittlere Variante wird deshalb gewählt, weil deren Ein-

treffen als am wahrscheinlichsten anzusehen ist. Die obere 

und untere Variante der Szenarien dienen in erster Linie der 

Veranschaulichung dessen, was eintreten würde, wenn 

sich doch eine positivere oder eine negativere Entwicklung 

einstellen sollte, als dies aus heutiger Sicht mit der höchs-

ten Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Der Degressions-

pfad weist die erforderliche Gewinnung des Primärrohstoffs 

Kies und Sand im Zeitverlauf auf, der Degressionsfaktor die 

jahresdurchschnittliche Veränderung des mengenmäßigen 

Primärrohstoffgewinnungsbedarfs unter Berücksichtigung 

aller relevanten Bestimmungsfaktoren. 

Der Verlauf des Degressionspfads ist den Abb. 21 und 22 

zu entnehmen. Gegenüber dem Basisjahr 2022 sinkt die 

Gewinnung von Kies und Sand der Projektion zufolge bis 

2035 um 8% (gegenüber dem Jahr 2018 sogar um 24%). 

Der Degressionsfaktor liegt bei -0,6% p.a., die erforderli-

che Gewinnung von Kies und Sand sinkt somit von 2022 bis 

2035 um durchschnittlich 0,6% p.a., bei der oberen Variante 

läge der Degressionsfaktor bei -0,1% p.a., bei der unteren 

bei -1,3% p.a. Diese Spannweite spiegelt mögliche unter-

schiedliche gesamtwirtschaftliche, nicht aber unerwartete 

technologische Entwicklungen wider. Inwieweit der Degres-

sionsfaktor künftig von der Landesplanung zu beachten ist, 

folgt aus dem Landesentwicklungsplan. 

Von der Verwendung dieses Faktors dürften kurzfristig nur 

geringe Auswirkungen auf die Versorgung der Bauindustrie 

mit Rohstoffen und damit auf die Bautätigkeit ausgehen. 

Die Etablierung eines Warnmechanismus sollte aber den-

noch sicherstellen, dass es weder kurz- noch mittelfristig zu 

negativen Auswirkungen auf die Versorgung mit Bauroh-

stoffen zu angemessenen Preisen kommt. Dies kann aber 

nicht auf der Basis eines einzelnen Indikators erfolgen, son-

dern nur durch eine laufende Beobachtung und Einordnung 

der verschiedenen hierfür relevanten Entwicklungen. 
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Abb. 21: Degressionspfad für die Gewinnung von Kies und Sand (ohne Quarzkies und -sand) in Mio. t 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

Abb. 22: Degressionspfad für die Gewinnung von Kies und Sand (ohne Quarzkies und -sand), 2022 = 100 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. – Die Werte wurden für die Zeiträume 2022-2030 und 2030-2035 geglättet. 
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Operationalisierung des Warnmechanismus 

Im Rahmen der folgenden Rohstoffmonitoring- und Aktuali-

sierungsberichte werden alle für die Gewinnung von Kies 

und Sand sowie das Aufkommen an Recyclingbaustoffen 

relevanten aktuellen Entwicklungen systematisch beobach-

tet, mit vorliegenden aktuellen Zahlen unterlegt und einge-

ordnet. Der Warnmechanismus gleicht dabei die projizierte 

Rohstoffbedarfsermittlung aus dem Rohstoffmonitoring mit 

der Gewinnung aus dem Abgrabungsmonitoring ab. Zudem 

werden Nachfrage- und Preisentwicklung, das Aufkommen 

an Recyclingbaustoffen und die Ergreifung politischer Maß-

nahmen beobachtet und bewertet. Dies ermöglicht eine 

kontinuierliche Überprüfung und Einordnung, inwieweit die 

vom Rohstoffmonitoring projizierten mit den tatsächlichen 

Entwicklungen einhergehen. Für den Aktualisierungsbe-

richt Ende 2026 sind folgende Trends zu beobachten und 

neuen Zahlen bereitzustellen: 

• Entwicklung der Gesamtwirtschaft (neu: u.a. Wachs-

tum von BIP und Bauinvestitionen am aktuellen Rand), 

• Entwicklung der Gewinnung und Flächeninan-

spruchnahme von Kies und Sand (neu: Zahlen aus 

dem Abgrabungsmonitoring für 2024, ggf. auch 2025), 

• Entwicklung der Ausfuhren von Kies und Sand (neu: 

Außenhandelsstatistik für 2025 und Trends für 2026), 

• Preisentwicklung bei Kies und Sand (neu: Durch-

schnittspreis von MIRO für 2025), 

• Entwicklung der Reichweite genehmigter Kies- und 

Sandvorkommen anhand des Degressionspfads, 

• Entwicklung des Aufkommens an Recyclingbaustof-

fen (neu: Zahlen aus dem EBV-Monitoring und der 

amtlichen Statistik für 2024), 

• Ergreifung politischer Maßnahmen und deren zu er-

wartenden Auswirkungen (Update gegenüber dem 

Stand des vorliegenden Berichts). 

Ende 2026 wird im Rahmen des Aktualisierungsberichts 

eine Bestandsaufnahme der verschiedenen vorliegen-

den Indikatoren des Warnmechanismus durchgeführt 

und darauf basierend eine Einschätzung und Gesamtbe-

wertung der dann eingetretenen Situation vorgenommen. 

 

Die Ergebnisse dieser Betrachtungen werden sein: (1) Va-

lidierung der Trends der Projektionen des Rohstoffmonito-

ring-Berichts bezogen auf alle drei gesamtwirtschaftlichen 

Szenarien, (2) Stand der Rohstoffversorgungssicherung 

und (3) Bewertung der ergriffenen sowie Modifizierung die-

ser bzw. Ableitung weiterer politischer Maßnahmen. 

Zur Preisentwicklung von Kies und Sand ist anzumerken, 

dass sich Mengen und Preise wechselseitig beeinflussen. 

Da der Bedarf zur Gewinnung von Kies und Sand der Pro-

jektion zufolge zurückgeht (Degressionsfaktor) wie im Übri-

gen auch die Inflationsrate, dürfte davon auf die Rohstoff-

märkte ein dämpfender Effekt hinsichtlich der weiteren Stei-

gerung der Preise ausgehen. Ausgeprägte Preissteigerun-

gen sind daher aus derzeitiger Perspektive betrachtet eher 

nicht zu erwarten. Sollten sie dennoch in einem Ausmaß 

wie in den zurückliegenden Jahren steigen, wäre zu prüfen, 

inwieweit dies ein gezieltes Handeln erfordert. 

Festzuhalten ist aber, dass auf Rohstoffmärkten gehandelte 

aktuelle Preise für Kies und Sand kurzfristig nicht mit 

der langfristig orientierten Ausrichtung der Landespla-

nung korrelieren. Sie werden vielmehr von einer Reihe an-

derer Faktoren beeinflusst (Angebot, Nachfrage, Inflation, 

CO2-Bepreisung usw.). Empirisch lässt sich auch zeigen, 

dass die Preise der meisten Rohstoffe langfristig nur nach 

Maßgabe normaler gesamtwirtschaftlicher Trends steigen 

(etwa der Inflationsrate), sodass es letztendlich zu keiner 

zunehmenden realen Knappheit kommt (RWI et al. 2006). 

Das gilt auch für die Preise von Kies und Sand, die bei-

spielsweise im Zeitraum von 2005 bis 2019 in Deutschland 

nominal nur um durchschnittlich 1,5% p.a. gestiegen sind. 

Die Flächeninanspruchnahme zur Sicherstellung der in 

Zukunft noch notwendigen Gewinnung von Kies und Sand 

kann schwächer oder auch stärker als die projizierte Gewin-

nungsmenge zurückgehen. Dies hängt u.a. von der Roh-

stoffmächtigkeit der (neu aufgeschlossenen) Lagerstätten 

und davon ab, ob bestehende Lagerstätten stärker ausge-

schöpft werden als das in der Vergangenheit häufig der Fall 

war. Bei sinkenden Restvorkommen einer Lagerstätte stei-

gen nämlich die Grenzkosten, sodass es wirtschaftlich sinn-

voll sein kann, bereits vor einer vollständigen Auskiesung 

auf neu aufgeschlossene Vorkommen überzugehen. 
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7. Handlungsempfehlungen 

7.1 Einordnung 

In NRW erfolgt die Steuerung der Rohstoffsicherung im Zu-

sammenwirken von Landes- und Regionalplanung auf der 

Grundlage des Landesentwicklungsplans (LEP NRW). 

Dadurch wird ein Ausgleich zwischen den Belangen der 

Wirtschaft auf der einen Seite und denen des Umwelt- und 

Freiraumschutzes auf der anderen Seite hergestellt, zu-

gleich der Leitvorstellung von einer nachhaltigen Raument-

wicklung Rechnung getragen. Für die gesamtplanerischen 

Maßnahmen bilden das Abgrabungs- sowie das Rohstoff-

monitoring eine fundierte und verlässliche Grundlage. 

Die Sicherung der Versorgung der Bauindustrie mit Roh-

stoffen ist bedeutsam, weil eventuelle Engpässe mit wachs-

tumshemmenden Auswirkungen verbunden sein könnten. 

Diese würden die notwendigen Infrastrukturinvestitionen 

ausbremsen und die in den Metropolen ohnehin bereits an-

gespannte Wohnraumsituation weiter verschärfen. Das ist 

in der breiten Bevölkerung durchaus anerkannt, dennoch 

sollte das Bewusstsein dafür weiter geschärft werden. Das 

Recycling von Bauabfällen und die Gewinnung von Kies 

und Sand werden von der Öffentlichkeit zwar mehrheitlich 

für bedeutsam erachtet, deren Nachhaltigkeit im Sinne des 

Ressourcen- und Umweltschutzes aber als eher gering ein-

geschätzt (forsa 2023). 

Die Projektionsergebnisse dieser Studie haben gezeigt, 

dass in NRW die Primärgewinnung von Kies und Sand zur 

Bedienung der Nachfrage nach Rohstoffen der Bauindust-

rie auch in den kommenden zehn Jahren von großer Be-

deutung bleiben wird. Gleichzeitig mehren sich aufgrund 

von Schutzanforderungen und konkurrierenden Flächen-

nutzungsansprüchen Widerstände gegen die Gewinnung 

von Kies und Sand. Angesichts dessen gewinnen das Bau-

stoffrecycling und die Steigerung der Rohstoffproduktivität 

in Zukunft noch weiter an Relevanz. 

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden Handlungs-

empfehlungen unterbreitet, deren Umsetzung dazu beitra-

gen wird, das Baustoffrecycling zu verbessern und den Be-

darf zur Gewinnung von Kies und Sand unter Wahrung der 

Belange des Natur-, Wasser- und Landschaftsschutzes so 

gering wie möglich zu halten. Ziel dieser Maßnahmen ist es, 

die Sicherung der Baurohstoffversorgung zu gewährleisten 

und zugleich die Akzeptanz für das Baustoffrecycling und 

die künftig noch erforderliche Primärgewinnung von Kies 

und Sand zu erhöhen. Idealerweise könnte das dann dazu 

führen, dass die in dieser Studie bis zum Jahr 2035 proji-

zierte Substitution von Kies und Sand durch Sekundärroh-

stoffe noch übertroffen wird. 

7.2 Förderung des Baustoffrecyclings 

Im Folgenden werden einige Empfehlungen zur Förderung 

des Baustoffrecyclings unterbreitet: 

• Ersatzbaustoffverordnung novellieren 

Die am 1. August 2023 als Teil der Mantelverordnung 

für Ersatzbaustoffe und Bodenschutz (Bundesgesetz-

blatt 2021) in Kraft getretene Ersatzbaustoffverordnung 

soll zu einem Rückgang der Verfüllungs- bzw. Depo-

nierungsmengen und einer entsprechenden Erhöhung 

der Ersatzbaustoffmengen führen. Damit verbunden 

sind für den Einsatz von Ersatzbaustoffen u.a. Neufest-

legungen von Grenz- und Materialwerten sowie Neure-

gelungen von Prüfverfahren und für die Verfüllung von 

Abgrabungen. Anfänglich wurde aber eher das Risiko 

gesehen, dass es etwa durch die Obergrenzen für 

Feststoffgehalte, Grenzwertverschärfungen und Aus-

weitungen der Dokumentationspflichten zu einem 

Rückgang des Einsatzes von Recyclingbaustoffen 

kommen könnte. Inzwischen geht man aber eher da-

von aus, dass die Ersatzbaustoffverordnung in ihrer 

derzeitigen Form nur geringe Auswirkungen auf das 

Recycling von Bau- und Abbruchabfällen und damit die 

Substitution von Primärrohstoffen haben dürfte. Darauf 

weisen Einschätzungen von Expertinnen und Experten 

wie auch die Ergebnisse einer Online-Umfrage im Rah-

men des wissenschaftlichen Monitorings dieser Ver-

ordnung hin (ifeu et al. 2025). Die Erkenntnisse aus 

den Evaluierungen des Bundes zur Ersatzbaustoffver-

ordnung und die erarbeiteten Novellierungsansätze 

sollten daher umgesetzt werden, damit die Verordnung 

ihrer Zielsetzung in vollem Umfang gerecht werden 

kann und künftig zu einer Ausweitung des Einsatzes 

von Ersatzbaustoffen führt. Die Novellierung zielt daher 

darauf ab, die Anwendbarkeit von Ersatzbaustoffen zu 

erhöhen. Sollte dies gelingen, könnte die Sekundär-

stoffquote in Bezug auf Kies und Sand weiter erhöht 

werden und dann sogar noch über das Ausmaß hin-

ausgehen, von dem in den Projektionen im Rahmen 

dieser Studie ausgegangen wird. 
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• Vereinheitlichung von Prüfverfahren 

Grenzwerte sollten auf der Bundesebene harmonisiert 

und Prüfverfahren z.B. in Bezug auf Schadstoffgehalte 

möglichst schlank und kostengünstig gestaltet werden. 

So zeigt die Praxis, dass regelmäßig kostspielige 

Mehrfachuntersuchungen von Bau- und Abbruchabfäl-

len nach der Ersatzbaustoffverordnung und angren-

zender Rechtsgebiete wie beispielsweise der Deponie-

verordnung notwendig sind. Darüber hinaus ist eine 

Vereinheitlichung anzustreben, sodass mit einem Prüf-

vorgang sämtliche Verwertungs- und Beseitigungsopti-

onen für ein Material bestimmt sind, was die unnötig 

hohe Komplexität der Regulierung verringern würde. 

• Rationale Abwägungen in Hinblick auf Ziel-

konflikte bei der Verwertung 

Zielkonflikte kann es in Hinblick auf die Erhöhung der 

Recyclingmengen und eine hochwertige Verwertung 

z.B. rezyklierter Gesteinskörnungen in der Betonher-

stellung geben. Letztere führt mitunter dazu, dass das 

verbleibende Restmaterial aufgrund einer verminder-

ten Qualität nicht mehr für bisherige Verwendungen 

geeignet ist und schlechter recycelt werden kann, mit 

der Folge, dass es unter Umständen sogar deponiert 

werden muss. Daher ist zu klären, in welchen Fällen 

sich eine hochwertige Verwertung, die häufig auch mit 

höheren Aufbereitungskosten und längeren Transport-

wegen verbunden ist, in Bezug auf die damit einherge-

henden Stoffmengenströme aus ökologischer und öko-

nomischer Perspektive wirklich lohnt. Die Regulierung 

könnte sonst falsche Anreize setzen und Kosten verur-

sachen, denen dann möglicherweise kein entspre-

chender Nutzen gegenübersteht. 

• Vereinfachte Regulierung zur Qualitätssiche-

rung von Recyclingbaustoffen 

Bei der Regulierung zur Qualitätssicherung von Recyc-

lingbaustoffen sollten geeignete Anreize für die Markt-

akteure implementiert werden und ein Ausgleich zwi-

schen Nachhaltigkeit im Sinne der Etablierung einer 

Kreislaufwirtschaft und Gefahrenabwehr in Bezug auf 

Schadstoffgehalte erfolgen. Zudem wäre es sinnvoll, 

wenn Produktnormen und Zulassungen im Baubereich 

auch die Recyclingbaustoffe adressieren würden, da-

mit eine rechtssichere Verwendung dieses Sekundär-

rohstoffs gewährleistet ist. Auch eine zielgerichtete 

Umsetzung der Getrenntsammlungspflichten der Ge-

werbeabfallverordnung für Bau- und Abbruchabfälle 

sowie eine konsequente Umsetzung der Abfallhierar-

chie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) würden 

zu einer Qualitäts- und Akzeptanzsteigerung von Re-

cyclingbaustoffen beitragen. 

• Umgang mit dem Grenzwert für Asbest 

Seit Mitte der 1990er-Jahre darf nur noch Bauschutt für 

das Recycling verwendet werden, dessen natürlicher 

Asbestfaseranteil bei unter 0,1% liegt, während die 

Verwendung von absichtlich hinzugefügtem Asbest 

seitdem gänzlich verboten ist, auch dann, wenn der An-

teil bei unter 0,1% liegt (Bundesgesetzblatt 1993). 

Nach Ablauf von Übergangsfristen darf seit 1996 kein 

Asbest mehr verbaut werden. Im Bauschutt kann aber 

auch heute noch Asbest enthalten sein, wenn die zum 

Rückbau anstehenden Bauwerke vor 1996 errichtet 

wurden. Mindestens in einem Viertel des Bauwerkbe-

stands von vor 1996 muss mit enthaltenen Asbestan-

teilen gerechnet werden (LAGA 2020), Branchenken-

ner gehen aber davon aus, dass der Anteil wesentlich 

höher ist und nahezu alle vor 1996 gebauten Bauwerke 

zumindest in geringen Mengen Asbest enthalten, das 

absichtlich hinzugefügt wurde. Der seit 1993 beste-

hende Grenzwert von null für absichtlich hinzugefügtes 

Asbest wurde durch die neue Gefahrstoffverordnung, 

die seit dem 05.12.2024 in Kraft ist (Bundesgesetzblatt 

2024), basierend auf der EU-REACH-VO und der 

LAGA-Mitteilung 23 (LAGA 2023) bestätigt. Mit verbes-

serten Nachweismethoden lässt sich zeigen, dass in 

Materialien wie Farben, Putzen, Kitten oder Spachteln, 

bei denen man zunächst davon ausging, dass sie as-

bestfrei seien, in Spuren Asbest enthalten sein kann. 

Es stellt sich daher die Frage, inwieweit eine konse-

quente Anwendung des Grenzwerts die künftige Ver-

fügbarkeit von Recyclingbaustoffen möglicherweise 

einschränken könnte. Einstweilen zeichnet sich aller-

dings ab, dass der Grenzwert primär unter Arbeits-

schutzgesichtspunkten angewendet wird, sodass 

einstweilen keine ausgeprägten negativen Auswirkun-

gen auf das künftige Aufkommen an Recyclingbaustof-

fen zu erwarten sind. Die weitere Entwicklung sollte 

aber genau im Blick gehalten und eine adäquate Ab-

wägung zwischen Nachhaltigkeit im Sinne der Schlie-

ßung von Stoffkreislaufen und tatsächlichen gesund-

heitsrelevanten Aspekten vorgenommen und Asbest 

durch die Ergreifung geeigneter Maßnahmen so weit 

wie möglich ausgeschleust werden. 

• Forschungsbedarfe adressieren 

Eine wichtige Frage ist, wie viel Asbest bei der Aufbe-

reitung und ordnungsgemäßen Verwendung von Bau-

schutt freigesetzt wird. Ein besserer Forschungs- und 



RWI 

  45 

Wissensstand ermöglicht den Einsatz neuer oder ver-

besserter Technologien zur Abtrennung asbesthaltiger 

Teile (LAGA 2020). Wissenslücken gibt es zudem in 

Bezug auf die Etablierung von Verfahren zur Entnahme 

von Proben sowie zur Aufbereitung und Analyse. Auf 

einem besseren Wissensstand aufbauend wäre es 

möglich, eine Mengenabschätzung gering asbestbe-

lasteten Bauschutts vorzunehmen. Die Schließung der 

Forschungs- und Wissenslücken wäre von zentraler 

Bedeutung für die künftige Festlegung von Grenzwer-

ten und die Planung von Deponiekapazitäten. Auch die 

„Dialogplattform Recyclingrohstoffe“ trägt dazu bei, 

dass Sekundärrohstoffen eine größere Bedeutung zu-

kommt. Es wurden u.a. Handlungsoptionen zur Erhö-

hung des Anteils von Recyclingbaustoffen entwickelt. 

Zudem sollte die Förderung der Recyclingtechnologien 

ausgebaut werden, um mehr Bau- und Abbruchabfälle 

ins Recycling einzubringen und den Output der Recyc-

linganlagen zu erhöhen. Dabei ist ein Fokus auf die 

Verbesserung der Nasswäsche zu richten, weil hier die 

Potenziale zwar hoch sind, dazu aber noch zu wenige 

wissenschaftlich tragfähige Publikationen vorliegen. 

• Verbesserung der Datenverfügbarkeit zu den 

Anwendungen von Recyclingbaustoffen 

Wünschenswert wäre eine Verbesserung der Statistik 

der Erfassung des Outputs von Bauschuttaufberei-

tungsanlagen, da insbesondere zu den Anwendungs-

bereichen von Recyclingbaustoffen bislang keine ge-

nauen Daten vorliegen. So könnte eine Anpassung der 

zweijährigen Erhebung nach § 5 Umweltstatistikgesetz 

durch Destatis zu einer Verbesserung der Datenlage in 

Bezug auf das Recycling von Bau- und Abbruchabfäl-

len durch eine Präzisierung der Erhebungsbögen füh-

ren. Dies sollte es dann ermöglichen, die Restabfall-

ströme des Anlagenoutputs in Abfall und solchen zu 

differenzieren, die tatsächlich in die Bauwirtschaft zu-

rückfließen und zur Substitution mineralischer Pri-

märbaustoffe beitragen. Die bisherige Systematik er-

schwert eine genaue und belastbare Ermittlung der Re-

cycling- und Sekundärstoffquoten. 

• Herauslösung qualitätsgesicherter Recycling-

baustoffe aus dem Abfallregime 

Qualitätsgesichert hergestellte Recyclingbaustoffe soll-

ten künftig als Produkte und nicht mehr, wie derzeit 

durch §5 Abfallgesetz, als Abfall deklariert werden (z.B. 

auf der Basis der Abfallende-Verordnung). Produktnor-

men und Zulassungen könnten dann zugleich die Ver-

wendung von Primär- und Sekundärrohstoffen adres-

sieren und eine rechtssichere Verwendung ermögli-

chen, was für mehr Akzeptanz für Recyclingbaustoffe 

sorgen würde. Das wäre für den Einsatz von Recyc-

lingbaustoffen und deren Rückführung in die Produk-

tion neuer Bauprodukte von großem Vorteil. Ausschrei-

bungen, Vergaben und Genehmigungen würden einfa-

cher, wenn Sekundär- wie Primärrohstoffe behandelt 

würden. Benachteiligungen oder Ausschlüsse von Re-

cyclingbaustoffen ließen sich dann eher vermeiden. 

• Etablierung zirkulärer Designs 

Gebäude und bauliche Infrastrukturen weisen in der 

Regel eine lange Lebensdauer auf. Daher kommt zir-

kulären Designs im Baubereich eine große Bedeutung 

zu, denn hiervon wird das Recycling maßgeblich beein-

flusst. Durch zirkuläres Bauen können die Möglichkei-

ten des künftigen Recyclings deutlich verbessert und 

die Substitution des Primärrohstoffs Kies und Sand er-

höht werden, insbesondere dann, wenn es eine darauf 

ausgerichtete Wiederaufbereitungsinfrastruktur geben 

sollte, was derzeit noch nicht der Fall ist. Zirkuläres 

Bauen zur Verbesserung der Umbau-, Umnutzungs- 

und Demontagemöglichkeiten ist daher gezielt zu un-

terstützen, wobei Maßnahmen im Gebäudebestand 

möglichst Vorrang gegenüber solchen beim Neubau 

haben sollten. Vor diesem Hintergrund sollte die Etab-

lierung zirkulärer Designs bei der Planung und Umset-

zung öffentlicher Bau- und Infrastrukturprojekte und bei 

privaten Bauprojekten berücksichtigt werden. 

• Förderung alternativer Baustoffe 

Alternative Baumaterialien tragen zu einer Substitution 

des Primärrohstoffs Kies und Sand bei, ihre Einsatz-

möglichkeiten sollten daher unterstützt werden. Zwar 

kommt das Rohstoffmonitoring zu dem Schluss, dass 

ein über das derzeitige Ausmaß hinausgehendes Sub-

stitutionspotenzial begrenzt ist und sich zudem vorwie-

gend auf den Baustoff Holz beschränkt, dennoch sind 

Maßnahmen sinnvoll, die unausgeschöpfte Potenziale 

zur Entfaltung bringen oder einen Rückgang der Sub-

stitution vermeiden. Letzteres ist sonst aufgrund struk-

tureller Veränderungen im Baubereich, wie z.B. dem 

Trend, mehr in die Höhe als in die Fläche zu bauen, 

nicht auszuschließen. Daher sollten, um Holz und an-

dere nachwachsende Rohstoffe als Baustoffe stärker 

zu etablieren, die „Holzbauinitiative“ und die „Charta für 

Holz 2.0“ der Bundesregierung sowie die Förderung 

weiterer Pilotprojekte und die Entwicklung neuer alter-

nativer Baumaterialien ausgebaut werden. 
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• Verbreitung von Informationen zur Erhöhung 

der Akzeptanz für das Baustoffrecycling 

Transmissionskanäle mit einer hohen Reichweite soll-

ten intensiver als bislang genutzt werden, um einschlä-

gige Dokumente zur Nachhaltigkeit der Rohstoffversor-

gung und dem Einsatz von Ersatzbaustoffen über die 

klassischen Medien und über Social Media zu verbrei-

ten. Damit ließe sich die gesellschaftliche Akzeptanz 

für eine nachhaltige Rohstoffversorgung erhöhen. Dies 

kann sich auf die Rohstoffstrategie der Bunderegierung 

beziehen (BMWi 2019), Broschüren (BGR 2017; BMWi 

2021) oder Studien wie der vorliegenden. Hierfür sollte 

auch mit Internetplattformen zusammengearbeitet wer-

den, wie jenen der Bundesanstalt für Geowissenschaf-

ten und Rohstoffe (BGR), der Deutschen Rohstoffa-

gentur (DERA), der deutschen Initiative für Transpa-

renz im rohstoffgewinnenden Sektor (D-EITI) oder des 

BBS. Zudem sollten Informationsveranstaltungen, 

Tage der offenen Tür oder Führungen durch Recycling-

anlagen organisiert werden, um ein positiveres Bild von 

der Baurohstoffrückgewinnung zu schaffen. 

7.3 Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 

nachhaltige Gewinnung von Kies und Sand 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der Rohstoff-

gewinnung werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

• Entbürokratisierung der Verfahren 

Zur Sicherung der Rohstoffversorgung, der Erhöhung 

der Rohstoffproduktivität und der Steigerung der Effizi-

enz der Verfahrensabläufe wäre es sinnvoll, die roh-

stoffrelevanten gesetzlichen Bestimmungen so aufei-

nander abzustimmen, dass die bestehenden Hürden, 

Hemmnisse und Dysfunktionalitäten rechtlicher oder 

bautechnischer Natur weitgehend abgebaut werden. 

Angesichts der mitunter langen Verfahren und dem da-

mit verbundenen hohem bürokratischen Aufwand soll-

ten zudem die Planungs- und Genehmigungsverfahren 

weiterentwickelt, vereinfacht und beschleunigt werden 

(BIHK 2017; EY 2022; Frenz 2025). 

• FuE-Förderung von Abbautechnologien 

Aufgrund seiner jahrzehntelang von der Gewinnung 

mineralischer Rohstoffe geprägten Historie weist NRW 

in der Forschung und Technologieentwicklung große 

Stärken auf (Universitäten, Fachhochschulen, außer-

universitäre Forschungseinrichtungen, Unternehmen), 

die erhalten bzw. weiter ausgebaut werden sollten. 

Zum einen könnte hierdurch weiterhin ein Wissens- 

und Technologietransfer in andere Rohstoffförderlän-

der erfolgen, zum anderen eine Weiterentwicklung der 

Technologien in Hinblick auf eine nachhaltige heimi-

sche Rohstoffgewinnung. Das Institute for Advanced 

Mining Technologies (AMT) der RWTH Aachen ist bei-

spielsweise auf die Erforschung und Entwicklung von 

Technologien im Bereich der Digitalisierung und Auto-

matisierung von Maschinen und Prozessen in der un-

ter- und übertägigen Rohstoffgewinnung spezialisiert. 

Es gilt in diesem Bereich als eines der führenden Insti-

tute in Europa. Eine breitere rohstoffwirtschaftliche und 

mineralogische Ausrichtung der NRW-Hochschulen er-

scheint aber sinnvoll. Das würde auch dabei helfen, die 

heimische Gewinnung von Kies und Sand künftig noch 

ressourcenschonender und nachhaltiger zu betreiben. 

Dazu eröffnen Digitalisierung, Automatisierung und KI 

bislang noch weitgehend ungenutzte Potenziale, die es 

daher stärker zu realisieren gilt (GERRI 2021: 10). 

• Maßnahmen zur Rohstoffeinsparung 

Ein wichtiger Baustein der deutschen Nachhaltigkeits-

strategie ist das Ressourceneffizienzprogramm (BMU 

2020). Dieses sollte weiter aktiv von der Politik unter-

stützt werden. Das Programm fördert Projekte zur Er-

höhung der Rohstoffeffizienz entlang der gesamten 

Wertschöpfungskette von der Produktion bis zum Kon-

sum und damit der Etablierung einer Kreislaufwirt-

schaft mit dem Ziel, den Primärrohstoffbedarf u.a. 

durch eine Steigerung der Rohstoffproduktivität mög-

lichst gering zu halten. In diese Richtung zielt auch die 

Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie NWKS (BMUV 

2024); eine entsprechende Strategie für NRW ist der-

zeit in Vorbereitung. Zu achten ist aber darauf, in die-

sem Zusammenhang keine zu pauschalen und mög-

licherweise unrealistischen Zielvorgaben in Bezug auf 

die Reduzierung des Ressourcenverbrauchs zu postu-

lieren und auch die ökonomische Nachhaltigkeit in an-

gemessener Weise zu berücksichtigen, damit die 

adressierten Maßnahmen tatsächlich zu einer Verbes-

serung der Kreislaufwirtschaft beitragen und nicht in 

erster Linie wachstumshemmend wirken. Auch die ge-

zielte Förderung bautechnischer Maßnahmen in der 

Bauindustrie kann den Rohstoffbedarf vermindern. 

• Konkretisierung der Folgenutzung von Flä-

chen zur Gewinnung von Kies und Sand 

Mit der Gewinnung von Kies und Sand geht eine vo-

rübergehende Flächeninanspruchnahme und ein Ein-

griff in den Naturhaushalt einher. Eine Vereinbarung 

zur Folgenutzung ist obligatorischer Bestandteil der 
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Genehmigungsverfahren in Form der Aufstellung land-

schaftspflegerischer Begleitpläne. Hierin wird die Art 

und Weise der Rekultivierung oder Renaturierung der 

Flächen nach dem Ende der Rohstoffgewinnung ver-

einbart (Raumordnungsziel 9.2-5 des LEP NRW). Vor-

behalte und Widerstände gegen die Gewinnung von 

Kies und Sand können umso erfolgversprechender 

vermindert werden, je attraktiver die Folgenutzungen 

sind (Renaturierung zur Schaffung neuer Naturräume, 

Rekultivierung zu Freizeitzwecken, Schaffung von Se-

enlandschaften usw.). Es könnte auch eine finanzielle 

Teilhabe erfolgen, um die Mitgestaltung durch ver-

 

schiedene Akteure zu fördern. Dadurch ließe sich der 

wirtschaftliche Nutzen für die Anwohnerkommunen 

transparenter machen. Die Mitgestaltung kann z.B. 

durch das Einräumen einer Einflussnahme auf die Fol-

genutzung von Lagerstätten und eine Zusammenarbeit 

über Kooperationen der beteiligten Stakeholder ange-

stoßen werden. Kooperationen können über Projekt-

konstellationen, die gleichzeitig weitere Zielsetzungen 

verfolgen, wie etwa den Hochwasserschutz, die Akzep-

tanz der Rohstoffgewinnung erhöhen (EY 2022: 44). 

Die Folgenutzungen sollten somit künftig noch stärker 

in die Gesellschaft hinein kommuniziert werden. 
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8. Fazit 

Die Studie zeigt, wie sich in NRW die Nachfrage nach Kies 

und Sand entwickelt und wie die Versorgung langfristig ge-

sichert werden kann. In Hinblick auf die Nachfrageentwick-

lung spielen die – durch Impulse des SVIK beschleunigten 

– Investitionen in die Verbesserung der öffentlichen Infra-

struktur sowie den Wohnungsbau eine zentrale Rolle. 

Mit Hilfe von Massenflussdiagrammen und Berechnungs-

matrizen wurde für drei Szenarien zur gesamtwirtschaftli-

chen und sektoralen Entwicklung die Nachfrage nach Kies 

und Sand bis zum Jahr 2035 geschätzt und eine Projektion 

vorgenommen, in welchem Umfang sich unter Berücksich-

tigung verschiedener weiterer Einflussfaktoren wie der Ent-

wicklung der Rohstoffproduktivität, der Ausfuhren und des 

Baustoffrecyclings das Erfordernis zur Primärgewinnung 

von Kies und Sand entwickeln dürfte. Die Projektionsergeb-

nisse sind den Abb. 23-25 zu entnehmen.  

Abb. 23: Projektion der Gewinnung von Kies und Sand 
sowie Quarzkies und -sand in Mio. t – obere Variante 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

Abb. 24: Projektion der Gewinnung von Kies und Sand 
sowie Quarzkies und -sand in Mio. t – mittlere Variante 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

Abb. 25: Projektion der Gewinnung von Kies und Sand 
sowie Quarzkies und -sand in Mio. t – untere Variante 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen. 

Die NRW-Bauindustrie wird demnach auch in den kommen-

den zehn Jahren weiterhin in erheblichem Umfang auf die 

Gewinnung des Primärrohstoffs Kies und Sand angewiesen 

sein. Diese hatte 2015 bei 65,9 Mio. t gelegen, im Basisjahr 

2022 waren es dann noch 58,1 Mio. t, die sich aus 52,4 Mio. 

t quartärem Kies und Sand zusammensetzten und zwei 

Dritteln vom gewonnenen präquartären Kies und Sand, der 

in der Bauindustrie eingesetzt wird, was 5,7 Mio. t. ent-

sprach (das verbleibende Drittel vom präquartären Kies und 

Sand, also 2,9 Mio. t, wurde 2022 als Quarzkies und -sand 

u.a. in der Eisen- und Stahlindustrie, der Chemischen In-

dustrie und in der Glasherstellung eingesetzt).  

2035 wird die Gewinnung von Kies und Sand in der oberen 

Variante der Szenarien bei 57,5 Mio. t liegen (-0,6 Mio. t und 

damit 1% weniger gegenüber dem Basisjahr 2022), in der 

mittleren bei 53,4 Mio. t (-4,7 Mio. t bzw. -8% gegenüber 

2022) und in der unteren Variante bei 48,9 Mio. t (-9,2 Mio. 

t bzw. -16% gegenüber 2022). Die Gewinnung von Quarz-

kies und -sand dürfte von 3,8 Mio. t 2015 über 2,9 Mio. t 

2022 auf 2,7, 2,5 bzw. 2,4 Mio. t zurückgehen. 

Maßgebend für die Ableitung des sog. Degressionsfaktors 

für Kies und Sand ist die mittlere Variante der Szenarien, 

die sich an dem mit der höchsten Wahrscheinlichkeit zu er-

warteten gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzial bei 

Normalauslastung der Produktionsfaktoren orientiert. Der 

Faktor liegt bei -0,6% p.a. Diese Degression resultiert aus 

der Entwicklung der folgenden Bestimmungsfaktoren: 

• Das BIP steigt in der mittleren Variante in NRW 

von 2022 bis 2035 um 0,4% p.a. Davon und von 
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weiteren Faktoren abgeleitet steigt das für die 

Nachfrage nach Kies und Sand besonders bedeu-

tende Bauvolumen im Hochbau um real 1,0% p.a. 

und im Tiefbau um real 2,1% p.a. Der davon aus-

gehende Nachfrageeffekt der Bauindustrie liegt 

bei ca. 10 Mio. t Kies und Sand. 

• Als Gegenpart zur Erhöhung der Bautätigkeit ist 

die Steigerung der Rohstoffproduktivität in der 

Bauindustrie anzusehen. Diese dürfte in NRW im 

Zeitraum von 2022 bis 2035 im Durchschnitt 1,5% 

p.a. betragen. Dies führt zu einem Nachfragerück-

gang von etwas mehr als 10 Mio. t. 

• Einen Nachfrageeffekt hat auch der zu erwartende 

Effizienzgewinn bei der Betonherstellung. Die-

ser dürfte zu einem Rückgang des Bedarfs an Kies 

und Sand von insgesamt knapp 5% bis zum Jahr 

2035 führen, was ca. 1 Mio. t entspricht. 

• Die NRW-Ausfuhren von Kies und Sand in den 

Benelux-Raum, die 2008 noch bei 18,2 Mio. t und 

im Basisjahr 2022 bei 8,5 Mio. t gelegen hatten, 

dürften bis zum Projektionsjahr 2035 weiter zu-

rückgehen, und zwar mit einer Rate von -4% p.a. 

auf dann nur noch 5 Mio. t (-3,5 Mio. t gegenüber 

2022 und -1,2 Mio. t gegenüber 2024). 

• Das Aufkommen an Recyclingbaustoffen steigt 

bis 2035 an. Dabei wurde eine Steigerung der Re-

cyclingquote berücksichtigt (etwa durch die ver-

mehrte und verbesserte Aufbereitung von Boden-

material in der Fraktion Boden und Steine z.B. 

durch den Einsatz der Nasswäsche), was 2035 zu 

einer Erhöhung der verfügbaren Menge an Recyc-

lingbaustoffen von ca. 1 Mio. t führen könnte. Die 

Erhöhung des Aufkommens an Recyclingbaustof-

fen bei einer gleichzeitig zurückgehenden Gewin-

nung von Kies und Sand wird dann zu einer Stei-

gerung der Sekundärstoffquote führen. Die Erhö-

hung der Recyclingbaustoffmenge impliziert die 

Annahme, dass es keine nennenswerten negati-

ven Auswirkungen durch die Ersatzbaustoff- und 

Gefahrstoffverordnung geben wird. Durch eine 

Novellierung der Ersatzbaustoffverordnung, ver-

mehrte rentable Investitionen in Aufbereitungsan-

lagen und den technischen Fortschritt könnte das 

technische Potenzial zur Steigerung der Recyc-

lingmenge künftig in noch größerem Ausmaß aus-

geschöpft werden als hier angenommen. 

• Steinkohlenflugaschen können Kies und Sand 

z.B. bei der Herstellung von Beton substituieren. 

Infolge des Ausstiegs aus der Kohleverstromung 

werden diese bis zum Jahr 2035 wegfallen, was 

aber höchstens vorübergehend zu einem geringen 

Mehrbedarf an Kies und Sand führen dürfte. 

• Für den Einsatz von alternativen Baumaterialien 

wird bis 2035 kein zusätzliches Potenzial hinsicht-

lich der Substitution von Kies und Sand gesehen, 

das über das des Basisjahres 2022 nennenswert 

hinausgeht. Zwar wird die Holzbauquote weiter 

steigen, gleichzeitig nimmt aber der Wohnungs- 

und Nichtwohnungsneubau nur moderat zu. Zu-

dem sind strukturelle Veränderungen zu erwarten, 

da aufgrund knappen Baulands zunehmend in die 

Höhe statt Fläche gebaut wird, was z.B. zu Lasten 

des Anteils von Einfamilienhäusern geht. Darüber 

hinaus gibt es noch einige weitere Gründe, die 

eine Bedeutungszunahme alternativer Baumateri-

alien ausbremsen könnten (u.a. Kosten, Regulie-

rung, Statik, Brand- und Schallschutz). 

Trotz der zu erwartenden hohen Infrastrukturinvestitionen 

ist somit in NRW bis zum Jahr 2035 von einer Degression 

des Bedarfs zur Gewinnung von Kies und Sand auszuge-

hen. Ein marktgetriebener Anstieg der Preise für Kies und 

Sand ist daher auch nicht unbedingt zu erwarten, es sollte 

aber dennoch darauf geachtet werden, dass es zu keinen 

Engpässen bei der Rohstoffversorgung der Bauindustrie 

kommt, da sich dies wachstumsdämpfend auf die NRW-

Wirtschaft auswirken würde. Vor diesem Hintergrund wur-

den zur Rohstoffsicherung Handlungsempfehlungen unter-

breitet, die sich auf die Förderung des Baustoffrecyclings 

und die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 

Rohstoffgewinnung beziehen. 

Ziel dieser und weiterer Maßnahmen ist es u.a., die techni-

schen Substitutionspotenziale z.B. durch den vermehrten 

Einsatz von Recyclingbaustoffen bestmöglich zu nutzen 

und die darüber hinaus noch erforderliche Gewinnung von 

Kies und Sand in Einklang mit dem Wasser-, Natur- und 

Landschaftsschutz zu gewährleisten. Vor diesem Hinter-

grund ist es bis zum Jahr 2035 und auch in der Zeit danach 

möglich, dass eine Verbesserung der technologischen, wirt-

schaftlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen zu 

einer weitergehenden Ausschöpfung des technischen Sub-

stitutionspotenzial kommt als hier angenommen. Zudem 

wird das Auslaufen des SVIK im Jahr 2037 auch vor dem 

Hintergrund, dass sich die verbesserte Infrastruktur auch 

langfristig produktivitätssteigernd auswirken dürfte, zu einer 

Dämpfung der Baurohstoffnachfrage führen und den Bedarf 

zur Gewinnung von Kies und Sand weiter verringern. 
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